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Editorial 


4 icht Tempo 100 auf Autobahnen, dann versuchen 
en die SATEINAMERTKA NACHRICHTEN einen en nn 
trag zum Umweltschutz zu leisten: Von diesem Heft an a 
wir unsere Zeitschrift auf umweltschonendem A 
drucken. Unserer Entscheidung gıng auch kein kostspiellger 
und hirnrissiger Großversuch voran. Als Test haben 
ge Exemplare des letzten Heftes bereits auf das neue Fapıer 
drucken lassen und keine negativen Rückmeldungen bekommen. 
Den - widersinnigerweise - immer noch höheren Preis von Re- 
cyclingpapier konnten wir dadurch ausgleichen, indem wir 
gleich den Gesamtbedarf für 1986 geordert haben. 


Die letzten Wochen in Lateinamerika waren durch an. 
Kreignisse auf staatsebene gekennzeichnet. So Dann nn a 
sige Presse in den letzten Tagen reißerisch eın Jahrhun ert- 
urteil'' verkünden, in drei Staaten wurde eine neue Regierung 
und in den großen Städten eines vierten Landes immerhin neue 
Bürgermeister gewählt. Auch die nicaraguanische N nn 
nicht untätig und lieferte mit ihrem Hubschrauberabsc u De 
geeigneten Hintergrund für das propagandistische ee 5 
der USA; die allgegenwärtigen Kubaner hätten augen. auc 
in dem nicaraguanischen Armeehubschrauber, 50 hie es Be 
mittelbar danach aus dem State-Department und folgeric tig 
auch in allengroßen Presseagenturen. An der rn u 
stützung der Antisandinistendurch das Nachbarland on ni 
wird sich auch nach den dortigen Wahlen nichts ändern. un 
wenn der bisherige Präsident Suazo Cördoba seinen an 
nicht durchboxen konnte, bleibt die Regierung ın den ee en 
der Liberalen Partei, für Kontinuität ım Mittelamerika-Konf ikt 
ist von hondurenischer Seite gesorgt. So wie der große Bruder 
im Norden dies sicherlich mit Wohlwollen betrachten wird, hegt 
er wohl keine größeren Zweifel an der auch zukünftigen nn I- 
tischen Loyalität eines anderen zentralamerikanischen Lan R 
das in aller Regel durch erschütternde Berichte über Greuel- 
taten des Militärs von sich reden macht. Ob der neue christ- 
demokratische Präsident Cerezo in Guatemala die faktische 
Macht der Uniformierten wirksam beschränken kann, bezweifelt 
nicht nur er selbst. Der drohende erneute Putsch der Militärs 
engt seinen Handlungsspielraum erheblich ein. 


Aus dem dritten "Wahlland" Guyana erreichten uns bisher nur 
Meldungen über chaotische Verhältnisse vor und während der 
Abstimmungen, man spricht bereits vor Bekanntwerden der 
Wahlergebnisse von Betrug. 

Die zweifellos wichtigere Schlagzeile mit Lateinamerika-Bezug 
lieferte ein Bundesgericht in Argentinien: Der Prozeß gegen 
die Mitglieder der drei Militärjuntas, dıe seıt 1976 mit eiser- 
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ner Hand Argentinien von der Subversion zu "befreien'" ver- 
suchten, ging zuende. Nur unverbesserliche Optimisten können 
mit einem den brutalen Menschenrechtsverletzungen angemessen- 
eren, härteren Urteil gerechnet haben. Man darf dabei nicht 
vergessen, daß ein solcher Prozeß durch die militärische Nie- 
derlage der argentinischen Armee im sog. Malvinenkrieg über- 
haupt erst möglich wurde. Warum ist die eiserne Lady in Lon- 
don eigentlich noch nicht auf die Tdee gekommen, sich als 
große Förderin des Demokratisierungsprozesses darzustellen? 
Schließlich hat sich die Lage in Argentinien ohne Zweifel er- 
heblich verbessert, und immerhin sind drei frühere Juntamit- 
glieder zu lebenslanger Haft verurteilt worden. 


Gerade für die anderen Länder des Subkontinents haben Ver- 
fahren wie Urteilsspruch exemplarische Bedeutung, und in be- 
sonderem maße gilt dies für Chile. Auch dort wurden vor 
allem in diesem Jahr verschiedene Verbrechen der Geheim- 
dienste aufgedeckt und die Verantwortlichen zumindest teilwei- 
se ermittelt, sogar ein sehr enger Vertrauter Pinochets zu Zei- 
ten des Militärputsches soll nun für die von ihm angeordneten 
Erschießungen in Nordchile zur Verantwortung gezogen werden. 
Der entscheidende Unterschied zu Argentinien besteht aller- 
dings darın, daß in Chile die Hauptverbrecher noch an der 
macht sind und dort auch noch eine Weile verbleiben wollen: 
kaum hat sich die Mitte-Rechts-Opposition mit der Fortsetzung 
der Diktatur bis 1989 abgefunden, verkündet Pinochet lauthals, 
er wolle auch nach diesem von ihm selbst gesetzten Datum 
noch an vorderster Front den Marxismus bekämpfen. Nicht zu- 
letzt das Beispiel Argentiniens hat dem Generalkapitän in San- 
tiago noch einmal vor Augen geführt, daß er gar nicht ab- 
treten kann. Dann lieber ein Abgang a la Franco. 


Zurück nach Berlin: Das Lateinamerika-Institut der Freien 
Universität (LAI) ist von der Zerstörung bedroht. Der Berliner 
Wissenschaftssenator Kewenig will die Lateinamerika-Lehre in 
den engen Rahmen einer Zusatz- und Aufbauausbildung ver- 
bannen. Dies soll wohl im Rahmen einer "Elite-Schule" mit 
Drittmittelbeteiligung geschehen. Studenten wie Dozenten am 
LAI haben sich zusammengetan und mit diversen Aktionen den 
Widerstand gegen diesen Plan aufgenommen. Das Forschungs- 
und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika e.V. /(FDCL), 
mit dem wir seit elf Jahren auf's Engste zusammenarbeiten, 


"stellt auf im wesentlichen ehrenamtlicher Basis Dienstleistun- 


gen in den Bereichen Medien- und Öffentlichkeitsarbeit zur 
Verfügung, die eigentlich Aufgaben staatlicher Institute wären. 
Sein Archiv ginge laut Satzung im Falle der Auflösung an das 
LAI, Es dürfte kaum verwundern, wenn das FDCL seine "Erb- 
schaftsregelung" für den Fall einer Durchsetzung der Kewenig- 
Pläne überdenkt. 
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BRASILIEN 


Wahlsiege für Rechts und Links 


Am 15. November 1985 fanden in Brasilien Wahlen statt, 


die der vorletzte Schritt der Öffnungspolitik der bra- 


silianischen Militärs waren. Erst wenn 1988 auch der 
Präsident wieder in direkter Wahl bestimmt wird, ist 
diese Öffnung vollständig abgeschlossen. Nun standen 
die etwa 200 Bürgermeisterposten zur Wahl an, in den 
Hauptstädten der Bundesstaaten, in den Gebieten der 
"nationalen Sicherheit'' und einigen weiteren Orten, 
in denen 1982 die Bürgermeister noch nicht direkt ge- 


wählt werden konnten. 


Die Wahlen 1982, bei denen neben den Bundesabgeord- 
neten und Senatoren erstmals nach der Militärdikta- 
tur auch wieder die Gouverneure direkt gewählt werden 
konnten, markierten eine wichtige Etappe auf dem Weg 
zum Übergang zur Demokratie. Trotz juristischer Be- 
schränkungen konnten damals die oppositionellen Kräf- 
te erhebliche Stimmengewinne verbuchen und gelangten 
schließlich in die Position, die Präsidentennachfolge 
von General Figueiredo mitzubestimmen. Auch wenn die 
zunächst begonnene Kampagne für die Direktwahlen zur 
Präsidentennachfolge (vgl. LN129) eine breite Massen- 
bewegung auslöste, konnte die Regierung diesen Schritt 
noch verhindern, allerdings nur um den Preis eines ra- 
piden Verfalls der regierenden Partei PDS. Mit der . 
Wahl des liberalen Tancredo Neves konnte nicht nur die 
oppositionelle PMDB für ihren Kandidaten im Wahlgre- 
mium eine Mehrheit schaffen, sondern sie führte auch 
zur Abspaltung einer konservativ-liberalen Partei von 
der PDS, die PFL (Partido da Frente Liberal). 

Daneben sind auch noch weitere Parteien entstanden, 
die das politische Spektrumder bis dahin in ein Zwei- 
Partein-System gezwängten politischen Landschaft of- 
fenbarten. Die linke Arbeiterpartei ( PT ) gehörte 
dazu,wie auch Brizolas sozialdemokratische PDT und 
die rechtspopulistische PTB. Diese Tendenz hat sich 
sogar in neuster Zeit noch fortgesetzt und mit der 
Legalisierung der Kommunistischen Parteien, sowie 
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der Gründung anderer Splittergruppierungen zu einer 
Fragmentierung der politischen Linken geführt. 


Die jetzt stattgefundenen Wahlen haben in Brasilien 
ein großes öffentliches Interesse ausgelöst, auch 
wenn es sich diesmal "nur" um die Bürgermeisterwah- 
len handelte. Doch konnten diese Wahlen als ein 
erster politischer Test für die seit 1982 regieren- 
den Gouverneure wie auch für die seit März regierende 
Koalition von PMDB und PFL angesehen werden. Dabei 
war der Wahlkampf überwiegend geprägt von den Aus- 
einandersetzungen zwischen den konkurrierenden Par- 
teien - und teilweise auch durch innerparteiliche 
Zwistigkeiten geprägt, nicht aber durch Störungen 
von Seiten der Militärs wie teilweise befürchtet 
worden war. Lediglich vereinzelt kam es bei Versamn- 
lungen zu Zwischenfällen, mit der Militärpolizei in 
Salvador oder mit rechtsradikalen Schlägertrupps in 
Sao Paulo, 


Jänio Quadros, 68 Jahre. 
Bigenwilliger Politiker mit rechtspopuli- 
stischer Ausrichtung; 

1953 Bürgermeister von Säo Paulo; 

1960 Gouverneur von Säo Paulo; 

1961 Als Nachfolger von J. Kubitschek 
Präsident der Republik, nach sechs 
Monaten im Amt Rücktritt aus Pro- 
test gegen die Verweigerung des 
Kongresses von Sondevollmachten 
zur "Wiederherstellung von Ruhe 
und Ordnung"; Amtsübernahme des 
linkspopulistischen Vizepräsidenten 
"Jango" Goulart, 

Während der Militärdiktatur weitgehend politisch abstinent. 

1982 Als Kandidat der PTB für das Amt des Gouverneurs von 

von Säo Paulo nominiert, erlitt er eine schwere Wahl- 

niederlage. 

Bürgermeister von Säo Paulo. 


1985 


WIDERSPRÜCHLICHE TENDENZEN 


Am meisten Aufmerksamkeit hat sicherlich das Wahlergeb- 
nis in Sao Paulo erhalten. Obwohl das Ergebnis nicht 
völlig überraschend kam ( siehe Grafik mit Umfrageer- 
gebnissen ), hat es weithin Betroffenheit ausgelöst, 
daß ein politisches Fossil wie Janio Quadros ( siehe 
auch Kasten ) aus der Versenkung aufsteiegen und zum 
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Bürgermeister der größten brasilianischen Stadt gewählt 
werden konnte. Diese Tatsache verwunderte umso mehr, ,als 
sein Gegenkandidat der international hoch angesehene 
Soziologe und Senator der PMDB, Fernando Henrique Car- 
doso war. Die Gründe hierfür sind vielfältig: zum einen 
sollte es sicher eine Lektion für die 1982 mit überwäl- 
tigender Mehrheit gewählte. PMDB-Regierung unter dem 
Gouverneur Montoro sein, von der sich die breiten Mas- 
sen in Sao Paulo enttäuscht ‚wenn nicht gar getäuscht 
fühlten; zum anderen war die PMDB 1982 noch mit der 
Forderung nach dem "voto ütil"” beim linken Wählerpoten- 
tial auf Stimmenfang gegangen, mit dem Hinweis also, 
daß es nützlich sei, der PMDB die Stimme zu geben, bei 
jeder anderen Partei sie aber verloren sei. Und, 
schließlich bildete sich auch eine Rechtskoalition von 
PTB, PFL und PDS zur Unterstützung von Janios Kandida- 
tur. Dennoch bedeutet dies nicht, daß sich in Sao Paulo 
nun ein politischer Rechtsruck vollzogen hat, denn mit 
37,6% ist Janio weit von der absoluten Mehrheit ent- 
fernt. Hingegn würde eine links-liberale Koalition von 
PT ( 19,7% ) und PMDB ( 34,2% ) eine sichere Mehrheit 
erreicht haben. 


Fernando Henrique Gardoso: 
Schwere Niederlage für die PMDB in Säo Paulo 
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Bemerkenswert ist auch das Wahlergebnis in Rio de Ja- 
neiro. Die dortigen politischen Verhältnisse bilden 
schon traditionell eine Sonderstellung in der brasilia- 
nischen Politik, so auch seit 1982, als der sozialdemo- 
kratische Gouverneur Brizola die einzige PDT-Regierung 
auf bundesstaatlicher Ebene gebildet hat. Auch wenn es 
in Brasilien häufig vorkommt, daß eine amtierende Re- 
gierung nur schwer Wahlen gewinnen kann, bestanden kaum 
Zweifel daran, daß der PDT-Kandidat und Senator Satur- 
nino Braga die Wahlen gewinnen könnte. Mit 48% hat er 
sogar fast die absolute Mehrheit erreicht, weit vor der 
PFL ( 17% ). Noch weiter abgeschlagen wurde in Rio die 
rechtslastige PMDB ( 8% ), die PTB hatte erst gar nicht 
kandidiert. 


Dieses hervorragende Ergebnis der PDT kann sicherlich 
auch als Bestätigung für die von Brizola praktizierte 

Politik angesehen werden, obwohl seine Partei auch an- 
dernorts gut abschnitt. In Porto Alegre kann die PDT 

nun ebenfalls den Bürgermeister stellen, in Curitiba, 

Florianopolis und Recife verzeichnete sie starke Stim- 
mengewinne. 


Die PT im Aufwind: 
Maria Luiza Fontenelle, neue Der PT-Kandidat von Säo 
Bürgermeisterin von Fortaleza Paulo, Eduardo Suplicy 


1 mm 


Von ihrem eigenen Erfolg war selbst die PT ee 
Geradezu als Sensation konnte gewertet a ns 
Fortaleza die ee June ae 
sich als Feministin versteht, 2 : Fe 
ä . Daß sie erst vor wenigen Monaten von 
a re mindert diesen Erfolg nicht, a 
zeigt auch, daß die BT inzwischen eine ar 
kerung in der Bevölkerung erreicht hat und als DB 
sche Kraft im Lande angesehen ist. DB Ei 
weitere gute Wahlergebnisse, wie 2. B. in N a 
der Wahlsieg nur um 2% verfehlt wurde ( en : 
Wahlmanipulation ), Vitorla, Manaus und a as nn 
als hervorragend müssen natürlich auch en .n 
Paulo angesehen werden, wo das Ergebnis n Se 
hinter den eigenen Erwartungen zurückgeblieben . 


AUSSICHTEN FÜR DIE "NEUE REPUBLIK” 


Der mühsame und Dun nn Ss Be 
ührte zunächst einma eraus a 1 
a der Parteien und der politischen en 
unter der ungleiche Bündnisse und ee a 
den waren. Nun wird die Breite des politisc a Er 
trums vor allem deutlich am Zerbröckeln aller ni ; 
dungen und an der Entstehung neuer ae un in 
pierungen. Welche von ihnen sich konsoli x ee 
und tatsächlich auch die Ebene der Macht un een 
scheidungsgewalt erreichen, muß sich , noc ; 
derzeit befindet sich politisch noch vieles EN ER 
Zwei Tendenzen sind bei den neusten te a ns 
deutlich geworden.: Erstens befinden sich i oe 
linke Kräfte im Aufwind, sie konnten ihre Positio ins 
weitgehend behaupten bzw. noch ausbauen. en Re 
konservative und rechtsradikale Kräfte an Ein Lu ae 
loren. Auch das Militär scheint sich gegenwärt 8 a E 
zuhalten und eine weitere Demokratisierung nicht 2 
ren. 


Dies hängt sicherlich damit zusammen, daß der ae 
von Diktatur zur Demokratie im Sinne der u no 
läuft, ohne größere Brüche und ohne NETBELLIDEST nn 
ten der "Neuen Republik’ für politische Verbrec a za 
der Vergangenheit. In diesem fließenden Übergang nn 
Chancen und Gefahren zugleich: einerseits kann = : 
beitragen, daß eine politische Polarisierung ıM 2 
verhindert wird, andererseits bedeutet e# aber auch, 

daß die alten Machtstrukturen nur unwesentlich verän- 
dert werden, die jetzt unter "Demokratie firmieren. 

Die gegenwärtig stattfindenden Diskussionen ee en 
fassungsgebende Versammlung und um die ar tngens no ns 
dige Agrarreform verdeutlichen, daß grundlegende, s 
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turelle Veränderungen vorerst nicht zu erwarten sind. 
Schon im nächsten Jahr können die Brasilianer erneut 
ihre Antwort darauf zur Wahlurne bringen, wenn nämlich 
die Gouverneure, die Bundesabgeordneten und ein Teil 
der Senatoren neu gewählt werden. Es ist allerdings 
nicht zu erwarten, daß sich die Menschen auf Dauer mit 
dem Ausüben demokratischer Spielregeln, dem Parteigrün- 
den und der Stimmabgabe zufrieden geben werden - und 
wenn es um substanzielle Veränderungen der sozio-öko- 
nomischen Strukturen geht, muß sich die brasilianische 
Demokratie noch bewähren. 


»Piratensender für Rio« 


In unserer Berichterstattung kam bisher wenig über die Alternativ- 
szene in Lateinamerika, die es natürlich auch dort gibt. Gerade 
hat uns ein Artikel aus Brasilien erreicht, wo vor kurzem - ange- 
regt und finanziert durch das Goethe-Institut (was darauf hindeutet, 
daß alternative Projekte durchaus zu unserem deutschen Kulturgut 
gezählt werden) - bundesdeutsche und brasilianische Alternative 
miteinander diskutierten. 


Offensichtlich sind unsere Landsleute auf offene Ohren gestoßen, 
was ihnen angesichts des desolaten Zustands der hiesigen Szene 
sicher nicht schlecht bekommen ist. Leider geht aus dem Artikel 
nicht hervor, ob in die Diskussion auch Selbstkritik eingebracht 
und Grenzen der bundesrepublikanischen Erfahrung aufgezeigt wurden. 


Unter dem Motto "Alternative Gesellschaft - Utopie und Wirktichkeit" 
veranstalten Goetheinstitute in fünf brasilianischen Städten der- 
zeit einwöchige Seminare zur Entwicklung und aktuellen Situation 

von Alternativprojekten in der Bundserepublik und Brasilien, 

Auf Einladung des Goetheinstituts bereisen der Berliner Joseph 

Huber (Netzwerk), Thomas Thimme (Grüner, Mitarbeiter bei Chips& 
Kabel) und Beate Nilsson von der ASH Krebsmühle in Frankfurt als 
Repräsentanten der westdeutschen und -berliner Alternativszene 

Belo Horizonte, Salvador Bahia, Rio de Janeiro, Porto Alegre und 

Sao Paulo. Begleitet wird die Alternativdelegation von einer Aus- 


una "Berlin Alternativ". Sie vermittelt anhand von Fotos, 

en ene Plakaten, die die SFE, die TAZ und das Stadtteilprojekt 
Werftstraße vorstellen, sowie einem "Altar" mit Produkten aus der 
Alternativbewegung (Stattbuch, Anti-AKW-Aufkleber, Buttons) eine 
bunt fröhliche Mischung alternativen Lebens . Eher verstärkt wird 
dieser Eindruck noch durch einen Videofi lm (Zusammenschnitt ver- 
schiedener Fernsehaufzeichnungen der dritten Programme), der bei 
der Studentenbewegung bei der Studentenbewegung anfängt und über 
die Hausbesetzerbewegung, Anti-AKW-Demos, die Beispiele von Ufa- 
Fabrik und TAZ ein glattes Bild von der Geschichte und der aktuel- 


ituation der Alternativbewegung zeichnet. : 
an letzten Tag der Seminarwocne gibt es ein Gegengewicht zu 


) iV- ä tion. Eine kleine 
der BRD-Tastigen Alternativ Gesellschaftsrepräsenta ion. $ 1 
Ausstellung aus Farbfotos, Plakaten, Zeitungsausschnitten berichtet 
vom IX.Nationalen Treffen der brasilianischen Alternativszene im 


Juli diesen Jahres. 
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Die stärkste Fraktion innerhalb der brasilianischen Alternativbewe- 
gung bilden die regional unterschiedlich gut funktionierenden Land- 
kooperativen. Sie entstanden vor allem Anfang der 70er Jahre als 
Reaktion auf die massive Verschlechterung der Lebensbedingungen in 
Brasilien. Neben den Landfreaks, die auch einen Teil der sehr schwa- 
chen DUkologiebewegung ausmachen, gibt es verschiedene Projekte im 
Kultur- und im Pressebereich. Diese konzentrieren sich jedoch weit- 
gehend auf die Städte des Industriedreiecks Belo Horizonte, Rio und 
Sao Paulo. 

Das populärste ?’74 inszenierte und seit ’80 etablierte Kulturprojekt 
in Rio ist der "Circo voador" ("Fliegender Zirkus"), der vergleich- 
bar mit dem Berliner Tempodrom ein breites Veranstaltungsspektrum 
präsentiert: angefangen vom Zirkus für Kinder über Musik-und Tanz- 
veranstaltungen ist er vor allem Spielort freier Theatergruppen. 
Ins Leben gerufen wurde das Projekt °’74 von ein paar "verrückten" 
Leuten aus der Theaterszene. Fortuna, Schauspieler und Mitbegründer 
des "Circo Voador", erzählt:"Wir wollten was Alternatives machen, 
Wir hatten die Schnauze vol] von all den Ansprüchen, die Gesell- 
schaft zu verändern. Kommunismus, Sozialismus... wir wollten nicht 
mehr länger unsre Zeit verplempern, um immer wieder nur die Macht 
anzuklagen." So war ihre erste Aktivität ’74 ein gemeinsames Fest 
mit den Bewohnern einer Favela zu feiern. 

Neben den zahlreichen freien Theater- und Musikgruppen sieht es 
mager aus in der Kulturbranche. In Rio existiert lediglich ein 
freies Plattenlabel, das von einem Einzelkämpfer, Aussteiger aus 
der kommerziellen Musikbranche ins Leben gerufen wurde. Das Museum 
für Bild und Ton hat eine nicht-kommerzielle Videothek und Platten- 
sammlung, die allen zugänglich ist. Nach vierjähriger zermürbender 
Arbeit sind die Kassetten und Platten endlich katalogisiert und 
benutzbar gemacht worden, berichtet Ana Maria "Museumsdirektorin", 
freie Journalistin und einzige Frau als Vertreterin der brasilia- 
nischen Alternativszene auf dem Podium in Rio. Die große positive 
Ausnahme innerhalb der brasilianischen Szene alternativer Projekte 
bildet die Datenverarbeitungskooperative "Tecnocoop", der einzige 
selbstverwaltete Betrieb mit 280 Mitgliedern und 150 Angestellten. 
Nach fünfjähriger Pionierarbeit in der Computerbranche funktioniert 
die Kooperative in allen größeren Städten Brasiliens. 

Ein schwarzes Bild hingegen zeichnet Fernandes von der brasiliani- 
schen Ökologiebewegung, dem Stiefkind der Alternativszene, Er ist 
Mitherausgeber von "Öutra” ("Anders"), einer der fünf-monatlich 
erscheineden Ükologiezeitungen, die zusammen eine Auflage von 

50 000 Exemplaren erreichen und noch nicht einmal über die Zeitungs- 
kioske vertrieben werden. Dieser Mangel an Infrastruktur ist sympto- 
matisch für die brasilianische Alternativbewegung. Der Organisa- 
tionsgrad der Ökologiepresse beispielsweise besteht darin, daß die 
Zusendung eines Zeitungsexemplars in Form von Büromaterial, z.Bsp. 
einem Radiergummi vergolten wird. Aufgeblasen erscheint Fernandes 
angesichts dieser Situation die Forderung nach einem überregionalen 
Verband oder gar einer grünen Partei, über die von brasilianischen 
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Intellektuellen ausführlich diskutiert wurde. Trotz himmelschreien- 
der Umweltskandale, wie z.Bsp. dem Dioxin-Skandal in Carajas, der 
bei uns mehr Beachtung fand als in Brasilien, ist Umweltschutz noch 


immer kein Thema in der. brasilianischen ürfentl ichkeit. 
Fernando Gabeira, prominentester Sprecher und Vertreter der alter- 


nativen Bewegung auf dem Podium, ist Schriftsteller und Journalist. 
Er begann seine "linke Karriere" als Stadtguerillero. Sein Buch 
"Die Guerilleros sind müde", eine kritische Betrachtung der Stadt- 
guerilla, machte ihn auch bei uns bekannt. Seiner Einschätzung 

nach wird die brasilianische Alternativbewegung nicht wie in West- 
deutschland und -berlin von einer kleinen radikalen Minderheit ge- 
bildet, sondern von der Masse der Bevölkerung, wie Landbesetzungen 
und andere Initiativen der Bewohner von Elendsvierteln zeigen. 
Gabeira macht in seinem Beitrag die grundverschiedenen Perspekti- 
ven der Bewegungen hier und dort deutlich:"In Brasilien geht es 
nicht allein um Grundstücksspekulation und Profit, sondern erst 

mal ums Überleben", Angesichts der wirtschaftlichen und politischen 
Misere in Brasilien beurteilt er die Alternativbewegung in der BRD 
als einen Ausdruck von Privilegien der Industrieländer. 

Dennoch -oder gerade deshalb- gibt es ein Interesse am Austausch 
mit den Gästen, vor allem im Bereich der ökologischen und der femi- 
nistischen Bewegung. Neben den Informationen und eventuellem Import 
alternativer Technologien erhofft sich Gabeira vom Dialog und Er- 
fahrungsaustausch in Fragen der Frauenemanzipation eine positive 
Veränderung machistischen Verhaltens gerade innerhalb der Alterna- 
tivszene, Mit diesem Beitrag bügelt Gabeira ein wenig das Heraus- 
fallen der Frauenbewegung aus, die nach Einschätzung aller alterna- 
tiven Podiumsgäste zu den stärksten und wichtigsten Bewegungen 
innerhalb der Szene gerechnet wird. 

Vernetzung: und "Piratensender", wie die freien Radios in Brasilien 
genannt werden, sind die im Verlauf des Seminars immer wieder auf- 
tauchenden Stichworte. Thomas Thimme und Joseph Huber geben den 
Ratschlag, ein brasilianisches Netzwerk zugründen. Die brasiliani- 
schen Kollegen erhalten von ihnen den Tip, bei der Vernetzung der 
Alternativbewegung nicht so sehr auf die Presse zu setzen, unter 
anderem auch wegen der Analphabetenrate, als vielmehr mit dem 
Medium Radio zu arbeiten. 

Thomas Thimmes Bericht über die freien Radios in Westdeutschland 
und Europa stieß beim Publikum auf sichtliche Begeisterung und führ- 
te zu einer spontanen Versammlung der verschiedenen Alternativpro- 
jektler zwecks Konkretisierung des neuen Projekts:"Piratensender 
für Rio", 
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CHILE 


»Todos al parquel« 


21.11.85: DIE GRÖSSTE PROTESTKUNDGERBUNG 
IN DER GESCHICHTE DES LANDES 


Das staatliche chilenische Fernsehen meldete am Abend, daß 
rund 50.000 Personen dem Aufruf der Opposition gefolgt und in 
den Parque O'Higgins gekommen waren, um an der Protestkundge- 
bung gegen das Militär-Regime teilzunehmen. 
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Der "MERCURIO” veröffentlichte am folgenden Tag ein Foto mit 
eingeblendeter Zeitangabe. Um 18.57 Uhr seien demnach "etwa 
100.000 Personen’ am Versammlungsort gewesen. Offizieller Be- 
ginn der Rede von Gabriel Valdes, dem Vorsitzenden der chile- 
nischen Christdemokraten und der Alianza Democratica, war 
19.30 Uhr. 

Tatsächlich dürften zwischen 700,000 und 1 Million Menschen 
an dieser größten Protestkundgebung in der Geschichte teilge- 
nommen haben, Bei dieser Größenordnung spielt die genaue Zahl 
(wer will sie feststellen können?) kaum noch eine Rolle. 


Wichtiger sind die Begleitumstände und der Ablauf dieser offi- 
ziell genehmigten Veranstaltung. 

Die Genehmigung war zunächst von der Hinterlegung einer Kaution’ 
in Höhe von 200.000 US-Dollar abhängig gemacht worden. Diese 
Summe aufzubringen, sahen sich die Veranstalter nicht in der 
Lage. 

RR man daher bereits mit dem Gedanken spielte, die Kundgebung 
wieder abzusagen und gleichzeitig die Auflagen der Regierung 
als Grund für die Absage zu veröffentlichen, klingelte im Büro 
von Gabriel Valdes das Telefon. Am anderen Ende meldete sich 
der zuständige Abteilungsleiter des Ministers Cuadra, um mit- 
zuteilen, daß man bereit sei, die Kautionssumme auf 1.000 Dollar 
zu senken. 

Und am Ende wurde das Motto "CHILE FORDERT DEMOKRATIE!” sogar 
zum Gratis-Angebot. 

Musikgruppen sorgten für die nötige BEinstimmung. Der riesige 
Platz war mit Plakaten, Bildern und Spruchbändern übersät. Die 
Porträts von Allende und Ch& Guevara waren zahlreich und z.T. 


17 


in unübersehbarer Größe. Jugendliche mit den schwarz-roten Tü- 
chern des MIR vor Mund und Nase und entsprechenden Fahnen in 
der Hand waren zum ersten Mal seit 1973 in solcher Zahl 
in der Öffentlichkeit zu sehen. 


Die Rede des großen Vorsitzenden war dagegen eher langweilig. 
Sie mußte es geradezu sein, denn was konnte sie anderes enthal- 
ten als die Forderungen des ACUERDO NACIONAL!? Dieser wird 


übrigens von der Linken in Chile (auch von den Kommunisten) 
positiver beurteilt als hier in Europa. (Ein längeres Inter- 
view dazu folgt in der nächsten Nr. der LN). Zumindest hat er 
Pinochets bisher stärkstes Argument zerstört: "Ich - oder das 
(marxistische) Chaos", 


Die zwei wichtigsten Ergebnisse des 21. November im Parque 
O'Higgins: 

l.) die Einheit aller oppositionellen Kräfte (auch die MDP 
hatte zur Teilnahme aufgerufen) in Chile vermag heute fast 
die gesamte Bevölkerung zu mobilisieren (denn zieht man die 
Personen ab, die entweder kein Geld hatten, um Bus oder Metro 
zu bezahlen, um in den Park zu gelangen und die, die arbeiten 
mußten, dann bleibt kaum noch jemand übrig, der in Santiago 
nicht hingehen wollte); 

2.) da Polizei und Militär sich zurückhielten, in unmittelba- 
rer Nähe des Versammlungsortes überhaupt nicht zu sehen waren, 
kam es auch nicht zu nennenswerten Zwischenfällen. 

Was wieder einmal beweist, von wem die Gewalt (oder zumindest 
die Provokation zur Gewalt) ausgeht. 


Wahlen an den Unis 

Im vergangenen Jahr haben die Studenten in Chile mehr 
als einmal Schlagzeilen gemacht; auch dort, wo ss an- 
scheinend nur um universitätsinterne Auseinander set- 
zungen ging, war das Echo oft genug landesweit. Der 
Grund: Die Studenten konnten, teilweise in gemein- 
samer Front mit Dozenten, das Regime unter Druck 
setzen, wie es der Opposition sonst nirgends gelang. 


Zu den Erfolgen der studentischen Opposition gehört, 
daß sie zwei vom Regime eingesetzte Dekane zum Rück- 
tritt brachten, und daß Studentenführer, die nach 
den Protesttagen am 4. September verhaftet wurden, 
als erste nach wenigen Tagen wieder freigelassen 
wurden, Sicher ist richtig, daß die verhafteten Ge- 
werkschafter gewichtigere und damit gefährlichere 
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Gegner des Regimes sind; daß der Verzicht auf gericht- 
liche Schritte gegen die Studentenführer somit ein 
geringeres Risiko für das Regime bedeutete. Es wurde 
aber auch deutlich, daß das Regime wegen seiner 
repressiven Politik an den Unis dort auch in bedroh- 
licher Weise Boden unter der studentischen Rechten 
verlor; deutlichster Ausdruck dafür ist, daß bei den 
Wahlen zu den Studentenvertretungen auch die Rechten 
Wert darauf legen, nicht als bedingungslose Anhänger 
des Pinochet-Regimes zu gelten. 


Dabei ist die Tatsache, da Bß Studentenvertretungen 
gewählt wurden, schon ein Politikum für sich; sie 
sind als gewählte Vertretungen nicht vorgesehen, 
existieren nur de facto. Darüber hinaus standen die 
Wahlen durchgehend unter dem Vorzeichen po li - 
tische r Wahlen; deswegen erregten die Wahl- 
bündnisse und -ergebnisse Aufmerksamkeit über den 
jeweiligen Campus hinaus, 


Als erstes fällt auf, daß nach den uns vorliegenden 
Ergebnissen die Politik an den Unis in einem ent- 

scheidenden Punkt von der "großen! Politik abweicht: 
Nirgends wiederholt sich die Konstellation "Acuerdo 
Nacional", also das Mitte-Rechts-Bündnis unter Ein- 
schluß einiger linker Parteien, versus "marxistische 
Linke" (MDP), das gegenwärtig die chilenische Oppo- 
sition prägt. An den Unis herrscht demgegenüber vor, 
daß Gruppierungen, Christdemokraten und MDP Jeweils 


Vollversammlung der Studenten der Universidad de Chile 


Der Rektor der Uni von Concepciön (mitte) 
betritt unter Polizeischutz das Unigelände 


Die von der Diktatur als Rektoren ein 1li- 
tärs sind zur Hauptzielscheibe im een nz 
nomie der Universitäten geworden; die Ablösung der 
Generäle durch gewählte Rektoren wünschen inzwischen 
auch rechte Studenten (und Dozenten). 

Gegen den studentischen Protest rufen Rektoren und De- 
kane immer wieder Polizei auf den Campus, die mit 
Massenverhaftungen Ruhe und Ordnung wiederherstellen 
sollen. In Concepciön traten die Studenten in einen 
wochenlangen Streik, um den Abzug der Polizei durch- 
zusetzen. Der Rektor erklärte daraufhin seinerseits 
den Vorlesungsbetrieb für beendet. 


mit eigenen Listen antreten, wobei DC und MDP ab- 
wechselnd an erster bzw. zweiter Stelle liegen. 


Von diesem Muster gibt es zwei erstaunliche Aus- 
nahmen: Die Universidad de Chile (Chiles größte Uni) 
und die "Universität von Santiago", bis zum Putsch 
die als linke Domäne bekannte Technische Universität, 
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STOLPERSTEIN GEMEINSAMER OPPOSITION 


1984 hatten Christdemokraten und Linke an der Universi- 
“dad de Chile gemeinsam kandidiert, um überhaupt eine 
de facto Studentenvertretung (FECH) durchsetzen zu 
können; das gelang. Dieser Absicht setzten in diesem 
Jahr die Mutterparteien ihre Sicht der Dinge ent- 
gegen, und setzten sich damit (zunächst) durch. Ange- 
sichts des von den Studentenführern gewünschten Bünd- 
nisses DC - MDP stellte die Rechte den Acuerdo Nacio- 
nal in Frage, der die MDP ja ausschließt. Die DC-Stu- 
denten gaben dem Druck ihrer Mutterpartei nach, kan- 
didierten mit Sozialdemokraten und erreichten mit 34 
o/o ein "Patt" gegenüber der MDP (ca. 33 o/o); die 
stärkste rechte Gruppierung erzielte 22,3 o/o. Der 
knappe "Sieg" mußte der DC mehr Kopfschmerzen als 
Freude bereiten, denn die Statuten sahen für diesen 
Fall eine zweite Runde vor, die die DC nur mit Unter- 
stützung der Rechten hätte gewinnen können. Bine Kan- 
didatur unter diesen Bedingungen war den DC-Studenten 
aber nicht mehr aufzuzwingen. An den Statuten vorbei 
kungelten die Studenten folgende Lösung aus: Die MDP 
verzichtete auf eine Kandidatur für die zweite Runde, 
dafür traten zwei DC-"Sieger" zurück und machten Platz 
für "Nachrücker" der MDP. Fazit: Die FECH repräsentiert, 
wie die Studenten es zuvor anstrebten, ein breites 
Mitte-Links-Spektrum mit Zwei-Drittel-Mehrheit. 


Die chilenische Tagespresse, nach wie vor eine Domäne 
der Rechten, kommentierte bestürzt den Wahlausgang der 
ersten Runde: Gegenüber 1984 hatte sich die MDP (sprich: 
KP) um rund 50 0o/o verbessert - von 22,9 o/o auf 33 o/o. 
Proportional etwa gleich wuchs zwar die Rechte von 15, 

7 ofo auf 22 o/o - aber ist das der Erfolg von 

zwölf Jahren "Entpolitisierung" der Unis, daß ein 
Drittel der Studenten an Chiles größter Uni Kommuni- 
sten wählen? 


Auf andere Weise bemerkenswert ist der Wahlvorgang an 
der ehemaligen Technischen Universität; dort zer- 
brach das linke Bündnis zugunsten eines Bünd- i 
nisses mit der DC! Die Studenten der ex-TU hatten nicht 
nur direkt nach dem Putsch, sondern auch seit 1980 die 
nachfolgenden Generationen wohl am härtesten unter 
Ausschlüssen und anderen repressiven Maßnahmen zu 
leiden; das bedeutete im gegenwärtigen Moment eine ge- 
wisse "Verspätung" gegenüber anderen Unis, sie wählten 
in diesen Tagen zum ersten Mal. Um ihrer de-facto- 
Vertretung Gewicht zu geben, entstand das Konzept einer 
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gemeinsamen DC-MDP-Liste; die Studenten überschritten 
dabei Schmerzschwellen,vor denen die Mutterparteien 
ängstlich zurückzucken:Die DC-Studenten halten die 
Pinochet-Verfassung für illegal und Pinochets sofor- 
tigen Rücktritt für unabdingbar, ebenso die Massen- 
mobilisierung für unverzichtbar: Forderungen, die die 
"große" DC mit Rücksicht auf ihre rechten Partner nicht 
mehr erhebt; dafür akzeptieren die KP-Studenten den 
"!Acuerdo Nacional" - ein Schritt, den der MIR, Mitglied 
der MDP, nicht mittat (mit dem MIR gemeinsam zu kan- 
didieren hätten auch die DC-Studenten weder wollen 
dürfen noch wollen wollen ...). Die KP-Studenten 
setzten ("zu schnell", kritisiert die oppositionelle 
Zeitschrift APSI ) pragmatische vor ideologische Über- 
legungen, als sie sich für den Pakt mit der DC ent- 
schieden. Das Ergebnis: 66,7 o/o für DC-KP und 
Christliche Linke; die Rechte (MUN und PN) 20,4 o0/o; 
MIR 5 o/o. 


Weißwäscher 


Im Oktober '73 , etwa einen Monat nach dem Putsch, 
reiste General Arellano im Auftrage Pinochets durch 
die nördlichen chilenischen Provinzen; die Etappen 
seiner Reise waren begleitet von einer Serie von Hin- 
richtungen politischer Häftlinge: insgesamt 73 Opfer. 
Keiner der Ermordeten war zum Tode verurteilt gewesen - 
sie hatten Haftstrafen zwischen 60 Tagen und 20 Jahren 
erhalten, einigen stand ein Prozeß erst bevor. Damals 
erhielt General Arellano den Namen "Schlächter des 
Nordens", 

Durch eine Buchveröffentlichung, in der Arellano bei- 
läufig entlastet werden sollte, sind diese Verbrechen 
wieder ins Bewußtsein gerufen worden; besonders be- 
merkenswert an den heutigen Reaktionen ist die Tat- 
sache, daß sie aus den Kreisen ehemaliger Militärs 
kommen, die die Verurteilung der Schuldigen fordern. 


1. Ex-Oberst Rivera, damals für eines der betroffenen 
Departements zuständig, verlangte öffentlich, die 
Verantwortung zu klären, damit sie nicht an Dritten 
hängenbliebe. Als Detail füge er hinzu, als das 
Kriegsgericht tagen sollte, seien die Angeklagten 
bereits erschossen gewesen, einige Stunden da - 
nach habe General Arellano die Urteile unter- 
zeichnet. 

2. Anders als die argentinischen Generäle, die jetzt 
vor Gericht stehen und ihre Verbrechen rechtferti- 
gen, bestreitet Arellano nicht nur seine Verantwor- 
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tung, sondern weist den Vorwurf als eine "unge- 
rechte moralische Schädigung" zurück. 

Er erklärt ausdrücklich, das Amnestiegesetz (der 
Diktatur) ni ch t in Anspruch nehmen zu wollen, 
sondern verlangt Aufklärung und Verurteilung der 
Verantwortlichen! 

3, Als jetzt die Witwe eines der Ermordeten Klage gegen 
Arellano und seine Begleiter einreichte, trat genau 
das ein: Der zuständige Militärrichter, Brigade- 
general Mireilles, wies die Klage mit Hinweis auf 
das Amnestiegesetz zurück, ohne zuvor zu un- 
tersuchen, wer evtl. zu amnestieren sei. Amnestie 
in blanco. 

4, Flankenschutz gab ein Kommuniqu& der "Generale und 
Admirale im Ruhestand", die ihre "bedingungslose 
Solidarität mit allem seit dem 11.9.73 bis heute 
von unseren Kameraden Durchgeführtem" erklärten. 
Dieser Persilschein löste allerdings neue Polemik 
aus: Er war keineswegs von der Mehrheit der Ex- 
Generäle getragen, sondern lediglich vom zwölf- 
köpfigen Direktorium beschlossen worden, dessen 
Generalsekretär Ex-DINA-Che?* “m»el Contreras ist; 
Ex-General Lagos trat dareı. aus dem Direktorium 
zurück (zur Zeit des Puwsches war er Divisionsgene- 
ral in der von Arell: ıo bereisten Zone), "des An- 
sehens der Streitkräfte wegen" verlangt er einen 
Prozeß, der die Schuld jedes einzelnen feststellt. 


Inzwischen hat Arellano in einer Eingabe an den Mili- 
tärger! natshof verlangt, die Vorwürfe gegen ihn soll- 
a einem Verfahren geklärt werden (Mercurio, 13. 
11): 


Wechsel in der Junta: Benavides abgelöst 


Zum 1. Dezember hat Pinochet "seinen" Mann in der 
Junta, General Benavides, als Vertreter des Heeres 
durch den bisherigen Stellvertretenden Oberbefehls- 
haber des Heeres, Canessa, ersetzt; Benavides soll 
bisher nicht genannte Sonderaufgaben erhalten. 
Pinochet ist ja nicht nur Präsident, sondern auch 
Oberkommandierender des Heeres und damit Mitglied der 
"Junta der Oberkommandierenden", die die Aufgabe der 
Gesetzgebung hat. Diese Funktion hatte Pinochet 
(Prinzip der Gewaltenteilung ...) seit Beginn seiner 
Nyerfassungsmäßigen" Präsidentenschaft im März '81 

an Benavides delegiert. 

Eine Ablösung Benavides'! aus Gesundheitsgründen war zu 
einem späteren Zeitpunkt erwartet worden. Diese Ab- 
lösung wurde (laut HOY no. 434) beschleunigt, weil 
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Benavides einen politischen Dialog über den Acuerdo 
Nacional nicht entschieden genug Ablehne,. Entgegen 
früheren Plänen behälte der Nachfolger Canessa auch 
nicht den Oberbefehl über das Heer; diese Funktion 
übernimmt General Sinclair, bisher Chef der Präsi- 
dialkanzlei, also engster Mitarbeiter Pinochets, 


Rüffel für den Botschafter 


Ohne Namensnennung, aber unmißverständlich, hat Pino- 
chet den Botschafter der BRD in Chile, Holzheimer, 
wegen "Einmischung in innere Angelegeneheiten" öffent- 
lich kritisiert, 

Anlaß bot ein Empfang in der bundesdeutschen Botschaft 
(14.11.) für die Unterzeichner des "Acuerdo Nacional", 
bei dem der Botschafter im Namen der EG-Staaten die 
"Einigung der demokratischen Opposition" als "wichtig 
und bedeutungsvoll" lobte und als "positive und demo- 
kratische Alternative!" bezeichnete, 

Die Veranstaltung in der Botschaft stützte sich auf 
eine Erklärung der EG-Außenminister vom 10.,9,85, in 
der sie den Acuerdo Nacional unterstützen. 

Im September bereisten mehrere chilenische Politiker 
(Rechte und Christdemokraten) Westeuropa und suchten 
Unterstützung für die Nationale Übereinkunft. Dabei 
habe sogar F,J. Strauß die Übereinkunft begrüßt und 
das Pinochet-Regime wegen fehlender konkreter Schritte 
zur Demokratie kritisiert (Latin American Weekly 
Report, 27.9.85). 

wenn Holzheimers Erklärung mehr als ein Lippenbekemt- 
nis ist, bedeutet sie einen bemerkenswerten Schwenk 
gegenüber der Position des Auswertigen Amtes, wie sie 
im April d.J. bekannt wurde (vgl. LN 139 und SPIEGEL 
Nr. 18/85). Damals richtete sich das AA darauf ein, 
Pinochet "als das kleinere Übel gegenüber einem 
Parteienchaos" bis 1989 zu akzeptieren. Und Botschaf- 
ter Holzheimer hatte Ende 1984 analysiert: Die Aus- 
sichten Pinochets, bis 1989 "weitgehend unangefoch- 
ten (im Amt) bleiben zu können, haben sich erheblich 
verbessert." (SPIEGEL) 
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Die Politik der Militärs 


Die politische und $konomische Strategie und die Hintergründe ih- 
rer außenpolitischen Eigenständigkeit behandelt der folgende Ar- 
tikel. Es handelt sich um Auszüge aus einem Interview, das "Le 
Monde diplomatique en Espanol" (September 1985) mit Mario Payeras 
führte, einem Repräsentanten des Ejercito Guerrillero de los 
Pobres (Guerillaheer der Armen - EGP). Das Interview ergänzt die 
Artikel zu den Wahlen in Guatemala in den LATEINAMERIKA NACHRICH- 
TEN 141 und 142. 


Was bedeuten die Erklärungen von Mejta Vietores, daß Guatemala 
mit einem marxistischen Regime (in Nicaragua, LN) koexistieren 


kann? 


Das hat unserer Meinung nach zwei verschiedene Bedeutungen: Er- 
stens wären für die guatemaltekischen Streitkräfte die Risiken 
einer Teilnahme von Truppen an einem militärischen Abenteuer sehr 
hoch. Die Risiken liegen im gegenwärtigen Niveau des Aufstandes 
in den Bergen, im Aufstandspotential der Massen in den Städten, 
an den Küsten und im westlich-zentralen Hochland, im möglichen 
Zusammenbruch,. den zusätzliche militärische Anstrengungen für 
eine Wirtschaft in der Krise bedeuten könnten, und schließlich 
in der Gefährdung der institutionellen Konsolidierung, die man 
im Rahmen der Strategie der Aufstandsbekämpfung verfolgt. Im Mit- 
telpunkt dieser Konsolidierung steht das Projekt allgemeiner Wah- 
len und die Übergabe eines Teiles der Macht an die neue Regie- 
rung. In diesem Sinne lassen sich die Erklärungen von Mejia Vic- 
tores zum Teil als Erpressung verstehen, um von den Yankees die 
Wiederaufnahme der Militär- und Wirtschaftshilfe zu erzwingen. 
Die guatemaltekischen Militärs wissen genau, daß das Land eine 
Schlüsselfigur im zentralamerikanischen Schachspiel ist und daß 
sie gegenwärtig für jedwede Bewegung auf dem Brett unverzichtbar 
sind. 


Die zweite mögliche Bedeutung ist, daß das, was man als Chauvi- 
nismus der Aufstandsbekämpfung charakterisieren könnte, zur 
Staatsdoktrin wird. Die beiden letzten Staatsstreiche hatten ihre 
Ursachen in unterschiedlichen Doktrinen, die in der Armee über 
die Wirtschaft und die Politik im Krieg existieren. Die Folgen 
waren jeweils Veränderungen in der hierarchischen Struktur und 
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den Befehlsposten der Institutionen. Mit dem Staatsstreich von 
1982 verdrängten die sogenannten jungen Offiziere (Unteroffiziere 
und niedrige Offiziere) eine Führungsgruppe von der Befehlsge- 
walt, die ausschließlich aus Generälen bestand. Der Staatsstreich 
vonb 


von 1983 bedeutete seinerseits die Verdrängung dieser Gruppe 
durch die höheren Offiziere (Obristen). In dieser militärischen 
Zwischenstufe findet sich die Generation, die für die Aufstands- 
bekämpfung steht und die die Konzepte des regulären und des irre- 
gulären Kampfes und - in ihrer Führungserfahrung - die strategi- 
sche und die taktische Ebene integriert. Im Unterschied zu den 
Generälen, die vor allem in Yankee-Schulen ausgebildet worden 
sind, haben die mittleren Offiziere in ihrem theoretischen Fundus 
sowohl das klassische imperialistische Gedankengut als auch die 
Konzeptionen des zeitgenössischen anti-subversiven Kampfes, die 
von den aggressivsten und anti-kommunistischsten Alliierten des 
Imperialismus entwickelt wurden (d.h., die Militärdiktaturen Süd- 
amerikas, LN). Verschiedene dieser Offiziere sind durch ein tie- 
fes Mißtrauen gegenüber dem US-Imperialismus gekennzeichnet, die 
ihre Ursache in den Enttäuschungen über die Unbeständigkeit der 
USA in geopolitischen Fragen hat. Der gegenwärtige Chef des gua- 
temaltekischen Generalstabs, Lobos Zamora, der kürzlich zum Gene- 
ral ernannt worden ist, ist der repräsentativste dieser Offizie- 
re. 


Nach unserer Hypothese muß die neue Militärelite das neue politi- 
sche Projekt der Streitkräfte mit einer Neudefinition der Spiel- 
regeln gegenüber dem Imperialismus und einer neuen Allianz mit 
der Bourgeoisie verbinden. Diese Allianz würde auf einem Modell 
der internen Akkumulation basieren, das von den gegenwärtigen 
"Entwicklungszonen" ausgeht und parallel zum System Latifundium/ 
Minifundium der Oligarchie entstcht (zu den "Entwicklungszonen 
vgl. LN 134 und 136, LN). Es würde sich auf eine massive Überaus- 
beutung der Arbeitskraft stützen, die von der Aufstandbekämpfung 
unter worfen ist. Es würde die Vermarktung monopolisieren und 
diese entstehende Agrarexportwirtschaft durch Militärindustrie, 
Bergbau und Ölförderung ergänzen. Die externe Reproduktion des 
Modells erfordert nach einer hypothetischen Befriedung die EFrobe- 
rung der Märkte der Region. Dies würde möglich durch die Zerstö- 
rung der Produktionskapazitäten in El Salvador, die objektive 
Schwäche Nicaraguas inmitten der neuen Kräfteverhältnisse und die 
vergleichsweise schwache Stellung der restlichen Länder gegenüber 
der größten nationalen Wirtschaft der Region, die strategische 
Rohstoffe in großen Mengen und großer Vielfalt besitzt und deren 
geo-politischen Bedingungen die günstigsten in Mittelamerika 
sind. 


Megjta Vietores hat darauf hingewiesen, daß der Platz der Streit- 
kräfte in den Kasermen und nicht in der Regierung sei. Können 
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solche Erklärungen als Ankündigung eines Demokratisierungsprozes- 
sesverstanden werden, der denen der Länder des Cono Sur (südli- 
ches Südamerika) ähnlich wäre? 


Um die Möglichkeiten einer Demokratisierung und das Maß der Unab- 
hängigkeit eines zivilen Präsidenten einschätzen zu können, müs- 
sen zwei Faktoren berücksichtigt werden: die politische Polari- 
sierung der Gesellschaft und die Prägung des Regimes durch die 
Aufstandsbekämpfung. Man muß sich daran erinnern, daß die Streit- 
kräfte 1979 Alberto Fuentes Mohr und Manuel Colom Argueta ermor- 
deten, die die unbestrittenen Führer eines möglichens politischen 
Zentruns waren. Damit gab es keine Zwischenlösung mehr, denn auf 
ihre Liquidierung folgte die Zerrüttung und der Zerfall ihrer 
Parteien. Die gegenwärtigen politischen Kräfte von einigem Ge- 
wicht sind Ausdruck der guatemaltekischen Rechten, ihrer schmut- 
zigsten Klasseninteressen und ihrer patriotischen Kastration. 


Der zweite Faktor, der berücksichtigt werden muß, ist die Prä- 
gung des Regimes durch die Aufstandsbekämpfung. Das Aufeinander- 
folgen der Staatsstreiche und der Militärregierungen ist Ausdruck 
der institutionellen Schwäche und zugleich Reflex der Abhängig- 
keit des politischen Regimes von den Streitkräften und ihrer 
Strategie der Aufstandsbekämpfung. Die Prägung des politischen 
Regimes durch diese Strategie ist also, Resultat des Krieges und 
der Krise der Macht. Die soziale Polarisierung, die Schärfe des 
Klassenkampfes, die unauflöslichen Widersprüche des Systems und 
als Folge all dessen die permanente Krise der Institutionen füh- 
ren dazu, daß die einzige Möglichkeit, Überleben undFunktionieren 
des kapitalistischen Staates in einem politischen System der Auf- 
standsbekämpfung liegt, und zwar unabhängig davon, ob die formale 
Regierungsmacht in den Händen von Zivilisten oder Militärs liegt. 


Die Streitkräfte werden sich daher nicht in die Kasernen, sondern 
- wenn überhaupt - in die Institution zurückziehen, die für das 
Funktionieren des Staates der Aufstandsbekämpfung eine Schlüssel- 
rolle spielen. Das sind die Militärzonen und die Interinstitutio- 
nellen Koordinationen, in die das Territorium aufgeteilt wurde 
und durch die die Verwaltung der Aufstandsbekämpfung organisiert 
wird. Diese Koordinationen dienen in Wirklichkeit der militäri- 
schen Kontrolle der Schlüsselministerien, der offiziellen Insti- 
tutionen der Entwicklungspolitik und der neuen lokalen Macht- 

strukturen, die nach den Antiguerillafeldzügen geschaffen wur- 
den, wie z.B. die sog. "Entwicklungszonen" und die Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen (zu diesen Patrouillen vgl.LN124). 
Sie sind das Gerüst der wirklichen Staatsmacht, die mit dem Krieg 
geschaffen wurde und jetzt die entscheidende Stütze der Klassen- 
herrschaft und der Hegemonie der Streitkräfte ist. Das ist der 
wirkliche Rahmen der "Öffnung", die mit der neuen Regierung 
stattfindet, und der Ausgangspunkt für unsere Versuche, vom Regi- 
me Spielraum zu erkämpfen, um ihn im politischen Kampf zu nutzen 
und soweit als möglich zu erweitern. 
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Welche Garantien gibt es, daß die auf Mejta Vietores folgende Re- 
gierung die gegenwärtige Außenpolitik beibehält und Guatemala 
nach und nach aus der Isolierung zu befreien und ein neues refor- 
mistisches Image zu konsolidieren? 


Die gegenwärtige Außenpolitik der guatemaltekischen Regierung ist 
offensichtlich die Fortsetzung der Innenpolitik. Sie ist, mit an- 
deren Worten, die Fortsetzung des Krieges mit anderen, diplomati- 
schen Mitteln. Die Doktrin, die die Außenpolitik des Staates der 
Aufstandsbekämpfung steuert, basiert auf drei Prinzipien: Priori- 
tät des internen politisch-militärischen Konflikts; Autonomie ge- 
gen den Druck der US-Regierung; Neutralität im zentralamerikani- 
schen Konflikt. 


Wie sie sagen, bestehen die Ziele der Außenpolitik darin, das Re- 
gime aus der internationalen Isolierung zu befreien, neue Allian- 
zen zu bilden oder alte neu zu strukturieren und gleichzeitig das 
politisch-diplomatische Kräfteverhältnis umzukehren, das in den 
vergangenen Jahren von der revolutionären Bewegung erkämpft wur- 
de. In ihrer Doktrin gehen die Streitkräfte von der Überzeugung 
aus, daß die Ergebnisse der Kämpfe im Inneren des Landes Auswir- 
kungen auf der internationalen Bühne haben müssen. Sie berück- 
sichtigen dabei,.daß die Revolution nicht allein von internen 
Faktoren abhängt und daß die Politik die Fortsetzung des Krieges 
ist. Daraus lassen sich die Annäherung der guatemaltekischen Re- 
gierung an die Positionen der Contadora-Gruppe, die tatsächliche 
Neutralität, die bis heute im Konflikt mit Nicaragua aufrechter- 
halten wurde, und die Zurückhaltung ableiten, sich effektiv in 
die Pläne des Imperialismus einbinden zu lassen. Die Einschätzung 
der tatsächlichen Funktion der guatemaltektischen Streitkräfte 
in der Region muß jedoch ihre Rolle als Kunde und Weiterverkäu- 
fer der Produkte der israelischen Waffenindustrie, als Exporteur 
der Taktiken der Aufstansbekämpfung und als zu verhandelnde Ope- 
rationsbasis für die Logistik der Yankee-Truppen berücksi.chtigen. 


ZENTRALES SPENDENKONTO 
DER GUATEMALA-SOLIDARITÄT 


Informationsstelle Guatemala e.V. 


Postgirokonto Köln - Nr. 3115 80 - 508 (BLZ 370 100 50) 
Ci 


Sparkasse Bonn - Kto. 70 235 (BLZ 380 500 00) 


Die Informationsstelle Guatemala ist als gemeinnütziger 
Verein anerkannt 
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Nach dem Beben 


Das Erdbeben vom 19. September 1985 in Mexiko-Stadt ist 
aus den Meldungen der Tagespresse verschwunden, doch 
heißt dies keinesfalls, daß dort bereits wieder der Zu- 
stand einer "Normalität" eingetreten ist. 


Die mexikanische Regierung legte sehr großen Wert darauf, 
an erster Stelle das teilweise stark beschädigte 
Stadtzentrum von Schuttmassen zu befreien und wieder 
aufzubauen. Verkehrstechnische Gründe sind eine Erklä-r 
rung dafür, eine andere ist wohl auch in der Abhängigkeit 
vom Tourismus zu sehen, vor allem im Hinblick auf die 
herannahende Fußballweltmeisterschaft. Die Fußballfans 

in aller Welt können jedoch beruhigt sein, die Stadien 
stehen noch. Es ist absurd, daß die Fifa-Delegation we- 
nige Tage nach dem Beben inmitten der Verzweiflung und 
des Chaos eine solche Erklärung abgeben konnte. 


Verzweiflung und Chaos nach der Katastrophe 
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FOLTER IN MEXIKO? 


Aus den Trümmern des Untersuchungsgefängnisses wurden 
Häftlinge geborgen, die deutliche Spuren von Folte- 
rungen trugen. Es handelte sich dabei um mexikanische 
und kolumbianische Staatsangehörige, die am 20. Septem- 
ber zum größten Teil lebend aus dem Schutt geholt wur- 
den. Der in der vergangenen Woche in der Abgeordneten- 
kammer von der rechten wie der linken Opposition gefor- 
derte Rücktritt der obersten Richterin des berüchtigten 
Gefängnisses konnte mit der Stimmenmehrheit der Regie- 
rungspartei PRI abgewiesen werden. 


Da zu den Gefolterten auch Kolumbianer gehörten, wirft‘ 
die Angelegenheit bereits außenpolitische Fragen auf. 
Die Situation wurde durch den mysteriösen Tod eines 
zunächst lebend geborgenen kolumbianischen Häftlings 

und durch die Tatsache, daß der Anwalt des jungen Mannes 
kurz darauf tot aufgefunden wurde, noch fragwürdiger. 
Eine kolumbianische Untersuchungskommission in Beglei- 
tung eines der bekanntesten Fernsehjournalisten, Germän 
Castro Canecedo, interviewte die Schwester einer eben- 
falls offensichtlich Gefolterten. Das kolumbianische 
Menschenrechtskomitee forderte zur Aufklärung des Falles 
das Eingreifen seiner Regierung. 


DAS WOHNPROBLEM IN MEXIKO-STADT 


Das schon bestehende Wohnungsproblen in Mexiko-Stadt, 
der Mangel an preiswerten Mietwohnungen, ist durch das 
Erdbeben gravierend zugespitzt worden. Schon vor dem 

19. September existierte ein Defizit von 1,2 Mill. Woh- 
nungen mit einer Zunahme von jährlich 350 000. Auf die 
wachsende Nachfrage folgte eine enorme Spekulation und 
die rapide ansteigenden Mieten stehen in keinem Verhält- 
nis zur Inflation. Für eine halbwegs bewohnbare Miet- 


wohnung muß heute umgerechnet zwischen ca. 150,-- und 
400,-- DM bezahlt werden, der Mindestlohn liegt momentan 
umgerechnet bei ca. 176,-- DM pro Monat in Mexiko-Stadt. 


Durch die Wirtschaftskrise, das Anwachsen der Zahl der 
Arbeitslosen, die rückläufigen Einkommen bei ansteigen- 
der Inflation sowie der Sparpolitik bei den öffentlichen 
Ausgaben (IWF-Auflage) ist eine Mietwohnung nahezu un- 
erschwinglich geworden. Das Erdbeben vom 19. September 
führte damit unausweichlich zu einer Verschärfung des 
Wohnproblens. 


SO a a un en 
TEPITO 


Einer besonderen Bedrohung sehen sich die Bewohner des 
Stadtteils Tepito ausgesetzt, die bisher in diesem tradi- 
tionell gewachsenen Lebens- und Arbeitsbereich durch klei- 
ne Handwerksbetriebe und Schmuggel ihren Lebensunterhalt 
bestritten. Seit den vierziger Jahren ist ein großer Teil 
der Mieten eingefroren, ein wichtiger Grund, diesen Wohn- 
raum zu erhalten. Durch das Erdbeben sind ca. 40% der 
Häuser von Tepito zerstört oder schwer beschädigt. Von 
den ca. 350 000 Bewohnern Tepitos haben Tausende ihre 
Wohnung verloren oder wohnen weiterhin in ihren beschä- 
digten 'vecindades' (Wohnhöfe). 


Mieterhöhung 
DB 


Die nach dem Erdbeben erhoffte Hilfe von seiten der Re- 
gierung blieb aus, Spenden der internationalen Hilfsor- 
ganisationen kamen in diesem Stadtteil, trotz Demonstra- 
tionen mit der Forderung nach ihrer gerechten Verteilung, 
nicht an. Im Laufe der Wochen wurde den Bewohnern Tepitos 
deutlich, warum ihr Stadtteil von offizieller Seite ver- 
nachlässigt wurde. Das in den siebziger Jahren entwickelte 
Sanierungsprogramm, das unter dem Begriff "Stadterneue- 
rung" durchgeführt werden sollte und wegen des Widerstan- 
des der Bewohner von Tepito nicht durchgesetzt werden 
konnte, gewann für die Regierung wieder an Bedeutung. 
Dieser schon vor dem Erdbeben bestehende Konflikt zwi- 
schen Regierung und Tepiteflos rückte wieder in das Be- 
wußtsein der Betroffenen und so ist es verständlich, daß 
sie das Angebot abschlugen, in staatliche Herbergen umzu- 
siedeln. 
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Niemand zweifelte daran, daß, wenn man das Angebot ange- 
nommen hätte, das Wohngebiet für immer verloren wäre. Die 
Tepitehos zogen die Konsequenz und ließen sich in proviso- 
rischen Zeltunterkünften auf den Straßen nieder und mach- 
ten damit deutlich, daß sie sich nicht aus ihrem Stadtteil 
verdrängen lassen würden. Als Antwort von staatlicher Sei- 
te schloß man sie daraufhin von der Wasser- und Lebens- 
mittelverteilung aus, Die Bewohner Tepitos begannen mit 
Unterstützung privater Gruppen die Versorgung mit Wasser, 
Lebensmitteln, Medikamenten und Kleidung selbst zu orga- 
nisieren. 


Aus dieser organisierten Selbsthilfe entwickelten sich ge- 
meinsame Aktionen mit Gruppen aus anderen betroffenen 
Stadtteilen (z.B. Tlatelolco), Durch diese Mobilisierung 
nahm der öffentliche Druck zu und die Regierung sah sich 
gezwungen, zu reagieren. Innerhalb kürzester Zeit wurden 
ca, 7 000 Grundstücke in Tepito und anderen "barrios po- 
pulares" (Viertel der einkömmensschwachen Bevölkerung) 
enteignet, um mit dieser Maßnahme die zunehmende Unruhe 
unter Kontrolle zu bringen. 


Wir bleiben in Tepito 


Seit der offiziellen Übernahme der Regierungsgeschäfte 
durch die PRI (Institutionalisierte Revolutionäre Partei) 
im Jahre 1946 konnte durch vereinzelte Enteignungsmaßnah- 
men immer wieder das revolutionäre Element staatlicher 
Politik legitimiert werden. Enteignungsmaßnahmen in der 
mexikanischen Geschichte (z.B. PEMEX - mexikanische Erd- 
ölgesellschaft , Verstaatlichung der Banken) führten aber 
nicht zu gerechterer Verteilung, vielmehr spitzten sich 
soziale Widersprüche zu. 


So sagt auch der Übergang von Privatbesitz in Staatsei- 
gentum in der momentanen Situation nicht viel über eine 
qualitative Veränderung aus. Die Besitzer der 'vecinda- 
des' sind durch die hohen Abfindungssummen zufriedenge- 
stellt, das Mißtrauen der Bewohner Tepitos hingegen ist 
durch diesen Verlauf der Dinge erheblich gewachsen. Die- 
se befürchten, daß die Grundstücke zu Spekulationsobjek- 
ten werden, um Tepito damit die ökonomische Basis zu 
entziehen. 


Die Notwendigkeit zur gemeinsamen Aktion führte in den 
letzten Wochen zur Bildung von Kooperativen in verschie- 
denen Arbeitsbereichen in Zusammenarbeit mit Technikern 
und Architekten, um gemeinsam Vorschläge für die Rekon- 
struktion ihrer 'vecindades' zu entwickeln, damit ihre 
spezifische Wohn- und Arbeitswelt erhalten werden kann. 
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Der eindeutige Versuch der Regierung, aen Zugang zu 
Hilfsgütern zu verwehren, um damit die Bewohner von Te- 
pito in Isolation zu treiben und somit ihre Vertreibung 
aus dem Stadtteil zu erzwingen, ist bisher fehlgeschla- 
gen. Noch besteht Hoffnung, daß mit Unterstützung der 
Bevölkerung die sozialen Strukturen erhalten bleiben. 


Die im Spendenaufruf in LN 143, S. 71 angekündigten Informa- 
tionsblätter sind über die Berliner Kontaktadresse zu beziehen. 


TLATELOLCO 


Niemand konnte sich nach 1968 vorstellen, daß Tlatelolco, 
der größte moderne Wohnkomplex Mexicos, erneut traurige 
Berühmtheit erlangen würde. Der architektonische Entwurf 
Tlatelolco, laut offizieller Propaganda ein Modell für 
die Lösung des Wohnproblems, steht heute als Beispiel 

für Fahrlässigkeit und Scheitern staatlicher Politik im 
Bausektor, Die geschädigten Bewohner Tlatelolcos, die 
sich inzwischen organisiert haben, fordern Aufklärung 
und Strafverfolgung der Schuldigen. (siehe LN Nr. 142) 

Da Tlatelolco in den Augen der Regierung erneut zum "Un- 
ruheherd" geworden ist, befürchten die Betroffenen zu 
Recht, daß ihren Forderungen nicht entsprochen wird. 


Durch den sich zuspitzenden Konflikt zwischen Regierung 
und den Bewohnern Tlatelolcos werden Erinnerungen an 

das Massaker vom 2. Oktober 1968 wachgerufen (siehe 

LN Nr. 142), das von der Regierung damit gerechtfertigt 
wurde, "die Nation vor dem Chaos zu bewahren und um die 
soziale Ordnung zu stabilisieren". In den Wochen nach 
dem Erdbeben wurde durch Schriftsteller und Intellektuelle 
in der mexikanischen Presse der Bezuy zum 2. Oktober 1968 
hergestellt. Diese wiesen auf die widersprüchliche 
Funktion der mexikanischen Armee hin, die von seiten 

der Regierung immer wieder als "Wächter und Hüter der 
Institutionen" hervorgehoben worden war, vom Volk hin- 
gegen als Instanz empfunden wird, die durch Repression 
jeden Protest und Widerstand auszuschalten versucht. 


Bis heute sind die für dieses Massaker Verantwortlichen 
nicht verurteilt worden und damit bleibt dies das schmut- 
zigste Kapitel der mexikanischen Geschichte. Wie wenig 
das grausame Massaker bewältigt ist, zeigt das Gedicht 
von Manuel Marcue Pardinas, das er am 2. Oktober 1970 

in Untersuchungshaft schrieb und das nach dem Erdbeben 

in der Wochenzeitschrift 'Proceso', Ausgabe vom 7. Ok- 
tober 1985, veröffentlicht wurde. 
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Ellos aqui trajeron los fusiles repletos 
de pölvora 

ellos mandaron el acerbo exterminio. 
Ellos aqui encontraron un pueblo 

que cantaba. 


Un pueblo por deber y por amor reunido 

y la delgada nifa cayö con su bandera. 

Y el joven sonriente rodö a su lado herido, 

y el estupor del pueblo vio caer a los muertos 


Con furia y con dolor 
entonces, en el sitio donde cayeron 
los asesinados. 


Bajaron las banderas a empaparse de sangre 
para alzarse de nuevo frente a los asesinos. 


Por estos muertos, nuestros muertos pido castigo. 
Para el Presidente de la Repüblica 

y sus secretarios de Estado 

que planearon este crimen pido castigo. 


Para los Procuradores: 

General de la Repüblica y del Distrito Federal 

que el 2 de octubre de 1968, temblorosos y cobardes 
ordenaron a sus agentes ejecutar este crimen 

pido castigo. 


Para los Diputados, Senadores y Gobernadores 
que cobardes justificaron este crimen 
y guardaron silencio pido castigo. 


Para lös que ordenaron al Ejercito 
acordonar la Plaza con tanques, comandos 
y ametralladoras para masacrar al pueblo 
pido castigo,. 


Para los que acordaron sobrevolar la Plaza 

y desde helicöpteros, dejaron caer luces 

de bengala, 

como sefal para iniciar la matanza, pido castigo. 


Para los que de sangre salpicaron la Patria, 
pido castigo. 


Para el Verdugo que mandö esta Muerte, 
pido castigo. 


Para el traidor que ascendiöd 
sobre el crimen, pido castigo, 


Para &1 que dio la Orden de Agonia 
pido castigo. 


DIE FEINDE 


Sie trugen ihre geladenen Gewehre bei sich 

Sie gaben den Befehl zur grausamen Vernichtung. 
Als sie kamen, trafen sie auf ein singendes Volk. 
Ein Volk vereint in Pflichterfüllung und Liebe. 
Und das kleine Mädchen fiel mit ihrer Fahne 

und der Junge lächelte und sank verletzt zur Seite 
und mit Entsetzen sah das Volk seine Toten fallen, 


Mit Wut und Schmerz 

fallen dann dort, 

wo die Toten gefallen waren, auch die Fahnen 
und werden von Blut getränkt 

erneut erheben sie sich vor den Mördern. 


Ich fordere Strafe 

für diese Toten, unsere Toten. 

Ich fordere Strafe 

weil der Präsident der Republik 

und seine Minister dieses Verbrechen geplant haben. 


Für die Anwälte; 

Ich fordere Strafe 

für die Generäle 

die am 2. Oktober 1968 ihren Handlangern feige 
die Ausführung dieses Verbrechens befahlen. 


Ich fordere Strafe 

für die Abgeordneten, 

Senatoren und Gouverneure, 

die feige dieses Verbrechen rechtfertigten 
und schwiegen. 


Ich fordere Strafe 

für die, die der Armee befahlen, 

den Platz mit Panzern und Maschinengewehren 
zu umstellen, um das Volk zu massakrieren. 


Ich fordere Strafe 

für die, die unser Land 

mit Blut bespritzten, 

ich fordere Strafe 

für den Henker, der das Morden befahl, 


Ich fordere Strafe 
für den Verräter, 
dem das Verbrechen von Nutzen war, 


Ich fordere Strafe 
für den, der den Befehl zur Todesqual gab. 
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Para los que en Discursos y Declaraciones 
defendieron este Crimen. 
Pido castigo. 


Para los Intelectuales, Escritores, Periodistas 


y Locutores 
que Cobardes justificaron este Crimen 
pido castigo. 


Para los Traficantes de la Politica, hombrecillos 
carentes de &tica moral y politica, 

represores de la Libertad de Expresiön 

y Manipuladores de Periodistas, 

que por la paga justificaron aquel crimen. 

Y ahora encubren toda clase de Crimenes, 

pido castigo. 


Para los Miembros de los Tres Poderes, 

que el Dos de Octubre de Sesenta y Ocho, 
temblorosos por cobardes guardaron silencio 
o Justificaron este Crimen, 

pido castigo. 


No quiero que me den la mano 
empapada de nuestra sangre, 
pido castigo. 


No los quiero de Embajadores, 
ni de Secretarios de Estado, 
no los quiero de Gobernadores 
tampoco en su casa tranquilos 
los quiero ver aqui Juzgados, 
en esta Plaza en este Sitio. 
Pido castigo. 


Yo no vengo a llorar aqui donde cayeron: 
vengo a vosotros, acudo a los que viven, 
acudo a ti y a mi y en tu pecho golpeo. 


Cayeron otros, ® Recuerdas ? Si, recuerdas 
Otros que el mismo nombre y apellido 
tuvieron. 

Nadie sabe donde se encuentran 

los Desaparecidos. 

Fueron Asesinados 

por los Halcones, otros hombres, 

otros jövenes 

En los pasillos y jardines de la Universidad 
Cayeron. a 

Si, en nuestra misma Casa, 

Los de la Federal de Seguridad 

les dieron el Tiro de Gracia. 


Fueron Asesinados otros hombres, 
otros que como tü, se llamaban Jesüs Piedra 


Ich fordere Strafe 
für die, die in Reden und Erklärungen 
das Verbrechen verteidigten. 


Ich fordere Strafe 

für die Intellektuellen, Schriftsteller, 
Journalisten und Sprecher, 

die wie Feiglinge 

Rechtfertigungen für dieses Verbrechen fanden. 


Ich fordere Strafe 

für die Handlanger der Politik, 

erbärmliche Gestalten, 

bar jeglicher politischer und moralischer Ethik, 
Unterdrücker der Meinungsfreiheit, 

die die Journalisten zu Marionetten machten, 

die für Geld das Verbrechen rechtfertigten 

und immer noch alle Verbrechen verschleiern. 


Ich fordere Strafe 

für die Vertreter der Drei Gewalten, 
die am 2. Oktober 1968 

vor Feigheit zitternd schwiegen 

und das Verbrechen für gut befanden. 


Ich will nicht, 

daß sie mir die Hand geben, 

ihre Hand, - 

triefend von unserem Blut. 

Nicht den. Botschaftern, 

nicht den Ministern, 

nicht den Gouverneuren will ich sie geben, 


will sie nicht in ihren Häusern ruhig sitzen sehen, 


ich will sie sehen, als Verurteilte, 
an diesem Platz, an diesem Ort. 


Ich komme nicht, um dort zu weinen, 
wo sie gefallen sind. 

Ich komme zu Euch, zu den Lebenden, 
ich komme zu Dir und zu mir 

und an Dich wende ich mich. 


Es sind noch andere gefallen, 

erinnerst Du Dich? Ja, Du erinnerst Dich, 
andere, die denselben Namen und Vornanen hatten. 
Niemand weiß, wo die Verschwundenen sind, 

sie wurden ermordet von den Spezialtrupps, 
andere jungen Männer. 
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In den Gängen und den Gärten der Universität fielen sie. 


Bei uns, in unserem Haus gaben ihnen 
die vom Staatsschutz den Gnadenschuß. 
Andere wurden ermordet, andere wie Du, 
die Namen hatten wie Jesüs Piedra 
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Pablo Alvarado, Joel, Juan, Enrique, Arturo 
o Pedro, 

y que eran como tü, Maestros y Estudiantes, 
Obreros o Campesinos. 

Carne de M&xico, Rostros de nuestro Pueblo. 


Yo encontr& por los muros de la Patria 
una gota de sangre de mi Pueblo, 

y cada gota, como el fuego ardia. 

Pero entonces la sangre, como los cuerpos 
Fue escondida 

Deträs de las raices fue lavada 

Y negada 

Y la Muerte del Pueblo fue como siempre 
Ha sido: 

Como sino muriera nadie, nada, 

como si fueran piedras las que caen 
Sobre la Tierra, 

o Agua sobre el Agua. 


Nadie sabe adönde enterraron 

los Soldados de Campo Militar 

Nümero Uno los Cuerpos. 

De Norte a Sur, nadie sabe adönde 
Trituraron 

o Quemaron a los Muertos. 

Fueron en las tinieblas sepultados, 

o en la noche quemados en silencio 
acumulados en un pique 

o escupidos al mar sus cuerpos; 

Nadie sabe adönde estän ahora, 

no tienen tumba, 

estän dispersos 

en las raices de la Patria 

Sus martirizados dedos, 

sus fusilados corazones, 

la sonrisa de los Mexicanos, 

los Normalistas Asesinados, 

los jövenes Politä&cnicos, ‘ 
los Valerosos de la Plaza, 

los Jövenes Universitarios, 

los de la Manifestaciön del Silencio, 
Nadie sabe adönde enterraron 

los Asesinos estos cuerpos 

pero ellos saldrän de la tierra 

a cobrar la sangra caida, 

en la Resurrecciön del Pueblo. 

En Medio de la Plaza de las Tres Culturas, 
un Dos de Octubre, en Tlatelolco, 

Fue este Crimen. 
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Pablo Alvarado, Joel, Juan, Arturo, Enrique, Arturo 
oder Pedro ; 

und sie waren wie Du, 

Dozenten und Studenten, 

Arbeiter oder Bauern, 

sie waren aus unserem Volk, 

gehörten zu uns. 


An den Mauern fand ich das Blut meines Volkes 
und jeder Tropfen 

brannte wie Feuer. 

Aber dann verbarg man 

die Körper, das Blut. 

Ganz und gar wurde es entfernt, geleugnet 
und der Tod des Volkes war wie immer: 

Als sei nichts, niemand gestorben, 

als seien es Steine gewesen, 

die auf die Erde fallen 

oder Wasser auf Wasser. 


Niemand weiß, 

wo die Soldaten sie verscharrten. 
Niemand, landauf, landab, weiß, 

wo sie die Toten verbrannten, zermalmten. 
In der Dunkelheit wurden sie begraben 
oder in der Nacht 

stillschweigend verbrannt, 

auf einen Haufen geworfen. 

Man spie ihre Körper ins Meer, 

niemand weiß, 

wo sie jetzt sind, 

sie haben kein Grab. 

Es gibt sie noch, 

sie sind die Wurzeln unserer Geschichte, 


Ihre gemarterten Finger 

ihre zerschossenen Herzen 

das Lächeln der Mexikaner 

die ermordeten Schüler 

die Jungen aus dem Polytechnikum 

die Mutigen auf dem Platz 

die Jungen aus der Universität 

die ,„ die den Schweigemarsch mitmachten. 
Niemand weiß, 

wo die Mörder ihre Körper verscharrten, 
aber sie werden auferstehen aus der Erde 
und das Volk wird sich erheben 

für sein vergossenes Blut. 


Am 2. Oktober 1968, mitten auf dem Platz der Drei Kulturen 


in Tlatelolco, 
geschah dieses Verbrechen. 
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Sendungsmythos, politische Weltmission und die 
Medienkirchen der »neuen Moral« {Il} 


SENDUNGSMYTHOS UND ELEKTRONISCHE MASSENKIRCHEN 


Diese bis heute ungehemmte, zivilreligiös motivierte und kapi- 
talstark exportierte Beeinflussung wird in den USA derzeit 
von den "electronic churches" betrieben, die den ältesten 
Wein in den neuesten Schläuchen verabreichen (Wersich 1982). 
Viele sektiererische Grüppchen wirken zusammen, auch wenn 
ihre Vorstellungen im einzelnen auseinanderlaufen. Alle ver- 
zeichnen zur Zeit einen immensen Zulauf, eine schier unbe- 
gre'fliche Massenwirksamkeit. Auch geheimdienstliche Stellen 
haben gewisse Fäden in der Hand, nicht zuletzt auch in Län- 
dern der Dritten Welt, die im Fadenkreuz US-amerikanischer 
Kapitalinteressen nicht "stabil" oder "zuverlässig" genug 
sind. Viele Wölfe im Schaf spelz entwicklungspolitischer Mit- 
mensch:ichkeit wurden schon gesichtet und sind dem Dritte- 
Welt-Arbeiter weltweit durchaus bekannt. Viele davon ver- 
schachern pseudochristliche Ware zum Großhandelspreis, indem 
sie das Leiden von Millionen, insbesondere von Kindern, pa- 
tenschaftlich ausbeuten. Dies sind die wahrlich falschen Pro- 
pheten, deren Falschheit man erkennt, wenn man ihrer Arbeit 
vor Ort genau auf die Finger blickt. 


Im eigenen Land, in den USA zumal, wirkt der christliche 
Balsam durchaus ätzend. Getragen wird die gegenwärtige 
Woge feindbildbestimmter Unvernunft von der zahlungskräfti- 
gen Kaste heimlicher oder offener Millionäre; doch täuschen 
wir uns nicht: auch von einer immer breiter und einflußrei- 
cher werdenden Masse des Mittelstands, die sich unter Fal- 
wells, Robertsons und der beiden Bakker Regie selbstherrlich 
die "Moral Majority" nennt. Die komplexe Welt von heute, 
in der Scheinwelt von Wolkenkratzern, Las-Vegas-Delirium 
und orgiastischen Gewaltausbrüchen erstarrt, doch erwachsen 
aus der calvinistischen Strebsamkeit von Generationen, wird 
nun mit einem Mal nicht mehr durchschaut, als wesensfremd 
und bedrohlich empfunden und deshalb flugs zur Fingerhut- 
wahrheit tradierter Werte simplifiziert. Diese huldigen dem 
alten Einzelkämpfertum der Frontier-Zeit, als sei die Colt- 
und Büffeläre immer noch im Schwange. Wieder einmal - auch 
die Europäer kennen diese nationalen Sackgassen - wird Heil 
und Zuflucht im "einfachen Denken", in der angeblichen 
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Scholle der Gründerväter, in unmittelbarer Identifikation 
mit der Nationalgeschichte und der Bibel gesucht - und ver- 
meintlich von Millionen auch gefunden. 


Entfesselt bejubelt nun eine nur provinziell und provisorisch 
informierte, doch werbewirksam aufbereitete Schein-Majorität 
die seit Reagans Amtsantritt wortstark inszenierte Roll-back- 
policy auf allen Ebenen. Und just zu diesem Zeitpunkt ver- 
dichten sich wie durch Zufall auch alle die Versatzstücke 
des puritanischen Dogmatismus wieder, die man zumindest’ 
teilweise im Grabe wähnte: Amerika stehe am Abgrund, sei 
in seinen Grundfesten bedroht, Gott biete diesem gelobten 
Land jedoch eine letzte Chance zur Umkehr. Aufbruchs- und 
Weltuntergangsstimmung gehen eine groteske Verbindung ein. 
Unter der dünnen Haut des gleißenden Glücks wie der sport- 
lichen und technologischen Erfolge schlummert indes die blei- 
che Angst: habe man doch, so Caspar Weinberger, für den 
Endkampf "nicht mehr viel Zeit zu verspielen" (SPIEGEL, 
34/1984, 5.81). Doch man mimt stramme Zuversicht, denn 


. schließlich seien die USA und sonst niemand auf der Welt 


dazu auserkoren, die Völker der Welt vom "Joch des Kommu- 
nismus" zu befreien (6). 


BACH HARMABEDOR -—- Bine geranhie neue Ordnung, in dar Prien 
wm Sicherheit hertacht 
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Die Zeitgeschichte klappert die alte Phraseologie erneut ab, 
als sei zwischen ‘den Tagen der Winthrop und Cotton Mather 
nichts in der Welt geschehen. Die alttestamentarischen Meta- 
phern der Bundeslade, des "covenant" als Vertrag der Er- 
wählten mit Gott, die vielfach in Szene gesetzte Lichtsymbo- 
lik der Erweckungsprediger wie auch die verramschte Werbe- 
Rhetorik stehen plötzlich wie letzte, nie zuvor erkannte Weis- 
heiten vor aller Augen. Wie Boxer, das leidgeprüfte Arbeits- 
pferd in Orwells "Animal Farm", reibt sich der aufgeklärte 
Amerikaner oder Europäer verstört die Augen und schüttelt 
fassungslos den Kopf, da er all das, was bislang zweifellos 
immer als politische Vernunft gegolten hat, sinnentstellt oder 
kopflastig wiederfindet. Propheten, Gurus und selbsternannte 
Erleuchtete treten in den USA und in Europa mit dem Selbst- 
bewußtsein wohlbestallter Manager auf, ja schießen wie Knol- 
lenblätterpilze aus gesellschaftlich obskurem Unterholz, die- 
nen sich Stärkeren als Parasiten an. Sie werden nicht selten 
hochstilisiert zu Stars in glaubensschwangeren Manegen, sind 
umjubelt in Radio, Fernsehen und öffentlichen Arenen, wo 
sie ihre endzeitlichen Nostradamus-Prognosen in die ent-gei- 
sterten Köpfe von Millionen trommeln. Einstudiert. Gekonnt. 
Profihaft, wie nur zweitrangige Schauspieler in Hauptrollen 
sein können. Hinter dem Rücken dieser zu Tränen gerührten 
Bibelvölker erblüht in den "electronic churches!" unsichtbar, 
doch in ihren Auswirkungen sehr wohl zu greifen, eine kapi- 
talintensive, rücksichtslose, wehrhafte Wachtturm- und Wachs- 
tumsindustrie ohnegleichen in der bisherigen Geschichte. Jene 
segnet ihr steuerfreies Milliardengeschäft in sektiererischer 
Militanz und mit gnädigem Augenaufschlag ab, ım für jeden 
etwas parat zu haben. Ihr Appell an die massenhaften Ängste 
im Zeitalter der Massenvernichtungsmittel verfängt; gerade 
auch in den Staaten des mittleren Westens. Die ausgegrenzten 
Minderheiten, die Schwarzen, Dissidenten, Aussteiger und 
Homosexuellen - nicht zuletzt auch die zahllosen Bürgerinitia- 
tiven sowie die landesweise freeze-movement - laufen denn 
auch seit den Tagen von Martin Luther King und der Hippies 
ins Leere, wenn sie ihren Protest kollektiver Verweigerung 
vor dem Lincoln-Memorial oder anderswo im Land der unbe- 
grenzten Unmöglichkeiten artikulieren wollen. Doch es gibt 
sie, wenngleich sie von Presse und Medien totgeschwiegen 
werden, wenngleich wir in Europa nur Verzerrtes über sie 
erfahren. Dies ist die andere Seite Amerikas, die es zum 
Glück gibt, sonst müßte die Welt an der Gigantomanie eines 
zu Milliarden aufgetürmten Rüstungshaushalts verzweifeln! 


Doch immer ist beides zugleich in den USA richtig. Das Land 
ist - dies spürt der sensible Durchschnittsamerikaner, ohne 
es vielleicht zuzugeben - nach den Traumata von Vietnam 
und Watergate immer noch angeschlagen, tief verwundet so- 
gar. Nicht mehr steht dieselbe Statue da als unantastbare 


43 


"Allegorie der Freiheit" für alle Welt; mehr noch: dieses 
große "Land der Verheißung" ist auch nicht mehr gefeit ge- 
gen den Sündenfall der europäischen Nationen, die man 
längst im heilsgeschichtlichen Abseits wähnte. 


Diese unausgesprochene, doch zutiefst und dumpf empfundene 
Einsicht hinterläßt Narben, die immer wieder aufreißen. Sie 
baut im Laufe der Zeit sogar nationalistische Ressentiments, 
ja Rachegefühle auf, die Minderwertigkeitskomplexen zugrun- 
deliegen. Plötzlich brechen die alten Wunden auf, und müh- 
saın geknüpfte politische Bande zerreißen mit einem Mal. Doch 
diese Gefühle bleiben nicht privat, sondern werden im Zeit- 
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alter höchstentwickelter Kommunikationssysteme landes- und 
weltweit verbreitet. Damit ist auch der elektronischen Mani- 
pulation massenhafter Emotionen Tür und Tor geöffnet. Jeder- 
mann weiß, daß die Diktaturen heute durch die Medien ver- 


mittelt werden. 


Werbeagenturen verkaufen die Produkte anderer Zeiten und 
Menschen wie originäres Gedankengut, bauen hierarchische 
Kommunikationszentralen und Daienbanken in aller Welt auf, 
um den "American Way of Life", die weltvisionäre Fiktion 
des "American Dream", religiös verbrämt über den Globus 
zu verbreiten, ihn selbst in die letzte Elendshütte zu tragen, 
deren Misere und deren Menschen man gar nicht wahrnimmt. 
Die Kirchen, Sekten und Kongregationen aller Art - und Aus- 
nahmen tun sich löblich hervor - werden im Gegenzug zu 
windschnittigen Werbeträgern ihrer appellativ verpackten, 
pseudowissenschaftlich aufgemachten und zudem hochdotierten 
Binsenweisheiten. Das Jubelvolk an der "Basis" überweist 
die letzten gesparten Cents an die Kinder Gottes, an geistig 
immune Sekten, an Bhagwahnsinnige oder sonst irgendwen 
in der Eerweckungsszene, von deren Stimmungsmache es sich 
die Aufhebung seiner tiefsitzenden Kleinbürgerängste erhofft. 


DER SCHLACHTRUF NACH HARMAGEDDON 


So durchdringen diese Kultsysteme die öffentlichen Lebensbe- 
reiche und sind trotzdem nicht an eine dogmatische Amtskir- 
che europäischen Zuschnitts gebunden, geschützt im übrigen 
durch die Verfassung bis hin zur Narrenfreiheit. Doch sind 
diese Subsysteme letztendlich viel dogmatischer als jede Amts- 
kirche, weil sie subtil wirken und schwer zu fassen, schwer 
intellektuell nachzuvollziehen sind. Man sicht dies deutlich 
an der katholischen Kirche in den USA, die heute eher schon 
ein Vorreiter gegen das protestantische Establishment dar- 
stellt. Kine weitere, schwerwiegende Folge ergibt sich nach 
innen. Dieser in sich geschlossene, den Widerspruch schier 
auflösende Regelkreis immerwährender Integration des heute 
noch Protestierenden, morgen kaum noch Protestlerischen und 
übermorgen schon Prothesenhaften immunisiert auch den eige- 
nen irrationalen Kern, die Widersprüche der Gesellschaft 
selbst. Das wirklich Bedrohliche wird in die Dritte Welt ex- 
portiert, philosophisch ins Feindbild gebannt, das Gefährli- 
che verdrängt oder neutralisiert (Liedtke 1984: 23). Nach 
den Gesetzen der Dialektik jedoch wird sich dieses klamotten- 
hafte Welttheater aber selbst eines Tages den Vorhang herun- 
terreißen. 


So besehen hat die christlich-arbeitsethisch motivierte Gesell- 
schaft des bürgerlichen Abendlandes - dies beileibe nicht 
nur in den USA - einen gordischen Knoten von ungeheurer 
Stärke geknüpft. Vergeblich aber darf die Welt auf einen 
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Alexander warten, denn er heißt Godot. ‚Dies beinahe betulıcn 
anmutende, pilgerväterliche Idee der Menschheitsbeglückung 
hat sich materialisiert und zum Waffenträger des Großen Bru- 
ders aufgeworfen; beide steigen wie Phönix aus der Asche, 
die Fänge gespickt mit Raketen, die Federn ausgespreizt zum 
Schutzschild wehrhafter Arsenale, den Adlerblick bombensicher 
nach Osten gerichtet gegen die georteten Heere des Anti- 
Christ (Liedtke 1984: 56). Immer gellender erschallt der 
Schlachtruf nach Harmageddon, dessen rüstungspolitisches 
Fanal die Raketenstationierung in Europa sowie der "Krieg 
der Sterne" ist; ein Fanal, das den Aggressor ungewollt 
brandmarkt als den, der von der Vorsehung für den todsi- 
cheren Sieg angeblich auserkoren ist. So erscheinen die alt- 


erwürdigen Wurzeln der Pilgerväter zugespitzt auf das mani- 
chäisch-simple, zum apokalyptischen Tableau erstarrte Dicho- 
tomie: die Welt muß gespalten sein in Gut und Böse und 
harrt nur noch sinnentleert des letzten Aktes in dieser un- 
ausweichlichen Tragödie. 


All dies erschüttert uns mit Recht. Wir spüren das Grauen 
das die antike Tragödie der Ausweglosigkeit ausgelöst haben 
könnte. Dies aber war Spiel. Heute jedoch wird nicht mehr 
gespielt, allenfalls mit dem Feuer. Es sind keine Unkenrufe 
wenn man die Menschheit am Abgrund wähnt und dies auch 
beim rechten Namen nennt. Und insbesondere sind wir er- 
schüttert über das restringierte Lernen verantwortungsloser 
Hohlköpfe, die, statt die Menschheit zu regieren, diese nur 
malträtieren, im schlimmsten Falle pulverisieren. Viele Men- 
schen empfinden in unartikulierbarer Angst dieses weltge- 
schichtliche Dilemma, denen die zynischen Diktatoren der 
Welt nur Lachsackfratzen entgegenhalten, Wie kann man sich 
angesichts des dumpfheranrollenden Grauens verständigen 
wie freundlich sein, ja liebevoll? Wir verstehen das Woher, 
ahnen auch das Wohin der Spezies - und empfinden dabei 
eine gottverlassene Hilflosigkeit, die viele von uns lähmt 
ja resignieren läßt. Was kann denn noch Sinnvolles gesche- 
hen, wenn alles prädestiniert ist in den Augen derer, die 
die Macht haben, die Welt in Scherben zu legen? Was sollen 
all die Bemühungen im Kleinen, im Zwischenmenschlichen 
Zwischenstaatlichen? Was bewirken die hämisch belachten 
oder polizeilich zusammengeschossenen Gesten der Friedfertig- 
keit von Millionen? 


Die Antwort ist in gewisser Weise entsetzlich banal: es bleibt 
gar keine andere Wahl, als diesen basisbezogenen Frieden 
auf Erden zu leben, ihn täglich erneut zu praktizieren in 
der wie immer vagen Hoffnung, daß vierzig Jahre nach der 
doppelten Weltkatastrophe von Hiroshima und Nagasaki die 
Weltvernunft sich wenigstens soweit erhält, daß die Menschen 
überleben können. Globale Politik muß im Kern immerfort 
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Friedenspolitik sein und oleiben, wenn die Büchse der Baner 
rasich nicht ein zweites und letztes Mal öffnen soll. Die See 

lenlage der USA jedenfalls - und damit rundet sich diese 
kleine Studie - kann einem Betrachter der achtziger Jahre 
nicht allzu viel Vertrauen einflößen. 


ANMERKUNGEN 


(6) Reagan erklärte in Orlando 
Sowjetreich sei ein "Reich des ne 
müsse. (SPIEGEL 52/1983: 10 

(7) ns a für die angesehene amerikanische Zeitschrift "Foreign 7 
ı schrieb der Historiker und Pulitzer-Preisträger Arthur M. Senlaeingen: 
sich die gegenwärtige Außenpolitik Amerikas leiten 
ie Sowjetunion unend- 


vor einem Kongreß von Erweckungspredigern, das 
dessen man sich "mit aller Nacht" er- 


fairs 
!Die Überzeugung, von der 
läßt, ist dies: daß die USA unendlich tugendhaft und d io 
lich böse ist. Den Bösen dieser Welt aber, so hat Reagan Breklanlert, müssen 
wir mit all unserer Macht entgegentreten, wie die Heilige Schrift nd der 
Herr Jesu uns eingeschärft haben.! Wenn dies zu einem nuklearen Hettrlisten 
führt, ist das nacht Washingtons Schuld, sondern Moskaus, denn Amerikas Herz 
ist rein, Die derzeitigen Ideologien in Washington sehen das unbegrenzte 


Wettrüsten nicht als eine schreckliche Gefahr für das überleben der Mensch- 


heit, sondern ganz einfach als eine feine Methode, die Russen kleinzukrie- 


gen." (Liedtke 1984: 61) 
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URUGUAY 


Zu neuen Opfern nicht mehr bereit 


Sind neun Monate demokratischer Regierung in Uruguay auch 
zu wenig Zeit, um wesentliche Besserungen in der von der 
Militärdiktatur ruinierten Wirtschaft zu erwarten, so doch ge- 
nug, um die Tendenzen künftiger Entwicklung erkennen zu 
lassen. 


Der Kampf und die schließliche Beendigung des elfjährigen 
Terrorregimes ist das gemeinsame Werk aller Uruguayer gewe- 
sen. In der Endphase der letzten vier Jahre zumindest haben 
die Parteien, die demokratische Colorado- und die Blanco-Mehr- 
heit, die Union Civica (eine kleine katholisch-konservative 
Partei) und die damals noch illegale Linkskoalition Frente 
Amplio, die von den Christdemokraten bis zu den Kommunisten 
ging, - anders als bisher in Chile - gemeinsam Front gegen 
die Diktatur der Generäle gemacht, ihre Aktionen und Massen- 
mobilisierungen koordiniert. Daß die Blancos an den letzten 
Verhandlungen nicht teilnahmen, die zu den Wahlen im Novem- 
ber 1984 führten, da ihr Führer, Wilson Ferreira Aldunate 
noch im Gefängnis saß, ändert nichts daran, daß es gerade 
diese Geschlossenheit der Parteien war, die die Militärs bereits 
vor ihrem Abtritt die Kontrolle über die Situation verlieren 
ließ und einen friedlichen Übergang zur Demokratie gestattete. 


Der Konsens der demokratischen Parteien stand nicht nur am 
Ende der Diktatur, sondern auch am Anfang der neuen Demo- 
kratie. Aus der selben Überlegung heraus, daß zugespitzte 
soziale oder politische Konflikte den Militärs neue Gelegenheit 
zur Intervention bieten könnten, bildeten die Parteien zusammen 
mit den Gewerkschaften und später auch den Unternehmerver- 
bänden eine "Comision Nacional Programaäatica", CONAPRO (natio- 
nale Programmkommission), die die Richtlinien für eine neue 
Regierung - welche Partei auch immer als Sieger aus den 
Wahlen hervorginge - ausarbeiten sollte. 


Das Wahlresultat, das dann die Colorados mit ihrem Präsiden- 
ten Julio Maria Sanguinetti an die Regierung brachte, ohne 
daß er jedoch im Parlament über eine Mehrheit verfügte, schien 
die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit Blancos und Frente 
Amplio noch zu verstärken. Die Nationale Übereinkunft funktio- 
nierte trotz großer Meinungsverschiedenheiten oft als Notlösung 
in letzter Minute. So bei der Verabschiedung des Amnestie-Ge- 
setzes, wo zuerst Frente Amplio und Blancos die Colorados 
überstimmten, der Präsident sein Veto androhte, man aber we- 
nige Tage darauf zu einer Kompromißlösung kam, die in einer 


8 


politischen Gefangenen die Freiheit brachte. 


Wesentlich schwieriger war 68, in nn Ve Eis 
ö sti 
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Einkommen, als auch um zu Arbeit zu kommen. 


Präsident Julio Maria Sanguinetti 
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Für die Exporteure, die Exportindustrie (Gefrierfleischfabriken, 
Textilbetriebe und Gerbereien) und das diese finanzierende 
Bankwesen hingegen liegt die Priorität auf dem Außenhandel. 
Um auf dem schwierigen Weltmarkt konkurrenzfähig zu sein, 
sind sie an niedrigen Löhnen interessiert. Und dieser Sektor 
übt auf die Wirtschaftspolitik der Colorado-Partei einen ent- 
scheidenden Einfluß aus, obwohl er nicht der einzige in ihr 
repräsentierte ist. 


ZINSEN ZAHLEN 


Dazu gesellt sich ein äußerer Faktor mit kolossaler innerer 
Resonanz: die Auslandsschuld. Mit der neoliberalen Wirtschafts- 
politik & la Milton Friedman war es den Militärs gelungen, 
zeitweilig Milliarden Dollars ins Land zu locken; zu gutem 
Teil dienten sie der Übereignung nationaler Unternehmen in 
ausländische Hände, andere Millionen flossen der Spekulation 
zu, die dank hohem Zinsfuß und künstlich gehaltenem Wechsel- 
kurs enorme Gewinne einbrachte; doch bei den ersten Anzeichen 
des Zusammenbruchs der so unproduktiv gewordenen Wirtschaft 
zogen die Milliarden wie Zugvögel wieder nach dem Norden. 


Der Verfall der Weltmarktpreise für Fleisch, Leder und Wolle, 
Uruguays Ausfuhrprodukte, und der Preisanstieg der aus den 
Industriegroßmächten importierten Fertigwaren sowie des Erdöls 
taten das ihre, um über das Defizit der Handelsbilanz die 
Auslandsschulden in nur zehn Jahren zu versiebenfachen. Heu- 
te kommen bei einer Auslandsschuld von etwa 5 Milliarden fast 
1'800 US-Dollar auf den Kopf eines jeden Uruguayers. Man muß 
nicht Volkswirtschaft studiert haben, um zu begreifen, daß 
diese Schulden nicht bezahlt werden können. Das wissen auch 
die Gläubigerbanken. Allein die Fiktion der Schuld muß auf- 
recht erhalten bleiben, um weiter die fetten Zinsen einstrei- 
chen zu können. Doch auch diese sind nur unter größten Op- 
fern zu begleichen. Gerade in diesem Punkt scheiden sich die 
Geister. 


Während die Colorauo-Regierung mit dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds bereits die Umschuldungsbedingungen ausgehandelt 
hat, bestehen die Frente Amplio und ein Teil der Blancos auf 
ein Moratorium,. 410 Millionen Dollar sind allein dieses Jahr 
an die Gläubigerbanken zu zahlen. Mittels Einschränkung des 
Imports von Konsum- und Kapitalgütern - denn die Ausweitung 
des Exports hängt ja nicht von Uruguay ab und scheitert zu- 
meist an den Zollmauern der Vereinigten Staaten und der EG - 
denkt man auf einen Handelsüberschuß von 175 Millionen zu 
kommen. Für die fehlenden mehr als 200 Millionen Dollar ge- 
ben die Banken frischen Kredit, alles ausschließlich zur Zins- 
zahlung, was der Wirtschaftsminister Zerbino als einen beson- 
deren Erfolg wertet und was künftig noch höhere Zinsleistungen 
und eine noch stärkere Abhängigkeit vom internationalen Fi- 
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nanzkapital nach sich zıeht. Die Perspektive auf eine innere 
Entwicklung, geschweige denn eine Hebung des katastrophal 
gesunkenen Lebensstandards des uruguayischen Volkes ist da- 
mit abgeschrieben. 


STREIKWELLEN 


Beim besten Willen zur Nationalen Übereinkunft, zu weiteren 
Opfern sind die Arbeiter und Angestellten ın Uruguay nun 
doch nicht mehr bereit. Ihr Anteil am Nationaleinkommen war 
unter der Diktatur von 40% auf 28% gesunken. Hatten sie „schon 
im letzten Jahr des Militärregimes um ihre Löhne ‚gekämpft, 
so hält sie jetzt, wo alle Dämme gebrochen ‚sind, nichts mehr 
auf, ihre Rechte einzufordern. Eine Inflation von etwa 20% 
jährlich läßt zudem niemanden "Tee trinken und abwarten 3 
So folgt ein Streik auf. den anderen. Kaum ein Industriezweig, 
kaum eine private oder staatliche Dienstleistungsinstitution, 
die an einem Streik vorbeigekommen wäre. Manche mit Fabrik- 
besetzungen, manche - trotz einer de facto 2b%sigen Arbeits- 
losigkeit - viele Wochen, ja Monate andauernd. Die meisten 
erlangen auch gewisse Lohnverbesserungen, wobei sich ae 
Regierung - sich mit fremden Federn schmückend - einer sta- 
tistischen Reallohnerhöhung von 13% in B Monaten brüstet, 
gleichzeitig aber Polizei gegen die streikenden Arbeiter ein- 
eetzt und so den Unternehmern gestattet, wie zu vergangenen 
Zeiten weiter den "Herrn im Haus" zu spielen und Verhandlun- 
gen mit den Gewerkschaften zu boykottieren. Daß darunter die 
Produktion und die Wirtschaft leiden, versteht sich. Die Schuld 
wird von Regierung und Unternehmerschaft den Arbeitern und 
der Linken zugeschoben, die sie unterstützt: "...sie wollten 
die Demokratie unterminieren" ... sie, die die größten Opfer 
im Kampf gegen die Diktatur gebracht hatten, m Tausenden 
Gefangenen, Gefolterten, unzähligen Toten und Verschwun- 


denen"! 


Als die Eisenbahner streikten, wollte die Regierung ein Exempeı 
statuieren. Seit dem 15. August hatten die Eisenbahner, von 
allen Staatsangestellten die schlechtest bezahlten, nach zwei 
Monaten unfruchtbarer Verhandlungen den Güterverkehr still- 
gelegt. Da die Direktion den Streik nicht brechen konnte, gab 
sie am 19. August den Befehl, auch den Personenverkehr ein- 
zustellen. Die Eisenbahner aber hielten ihn in eigener Regie 
aufrecht. Das war "Autoritätsanmaßung"! Polizei marschierte 
in allen Bahnstationen ein und vertrieb die Eisenbahner. Am 
10. September marschierten diese nach Montevideo und demon- 
strierten vor dem Parlament. Am 19. September rief die Gewerk- 
schaftszentrale PIT-CNT, der fast alle Industriegewerkschaften 
und viele der Landarbeiter angeschlossen sind, zu einem 24- 
stündigen Generalstreik in Solidarität mit den Eisenbahnern 
auf. Eine Woche darauf kam es zu einer Einigung zwischen 
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Direktion und Gewerkschait. Der "Soziale Dialog", den dıe He- 
gierung mit der Gewerkschaftszentrale abgebrochen hatte, wur- 
de wieder aufgenommen. 


Doch die Wogen der Entrüstung waren hoch geschlagen. Der 
Colorado-Vicepräsident Tarigo hatte pathetisch ausgerufen: 
"Nie wieder Militär- noch Gewerkschaftsdiktatur!" Der Innen- 
minister Manini Rios sah erschreckt "Sowjets", als die Eisen- 
bahner ohne Erlaubnis der Direktion Passagiere beförderten. 
Die Verleumdung der Frente Amplio und der Antikommunismus 
feierten Hochstand in der bürgerlichen Presse und im Fern- 
sehen, ganz so wie zu Zeiten der Militärs. Daß man mit einem 
Gehalt von Nuevo Pesos (N$) 15'000,- (etwa DM 320,-) - das 
ist der Durchschnitt, wobei das Preisniveau mit dem der BRD 
vergleichbar ist - nicht leben kann, scheint für sie kein 
Thema zu sein. Im Lande der über 10 Millionen Kühe und 
16 Millionen Schafe ist für viele der knapp 3 Millionen Ein- 
wohner ein Fleischgericht zu einer schönen Erinnerung gewor- 
den. 


NACH WIE VOR PRIVILEGIERT 


In diesem Sinne ist auch der Haushaltsplan 1985/86, der im 
Parlament gerade zur Diskussion steht, ein guter Spiegel der 
Prioritäten der Regierung. Obwohl eine gewisse Verschiebung 
zugunsten sozialer Aufgaben gegenüber den vorhergehenden 
Budgets der Militärregierungen zu verzeichnen ist, steht doch 
der Repressionsapparat an erster Stelle. An Steuern bezahlt 
demnach jeder Uruguayer pro Monat N$ 1'213,- für Armee und 
Polizei, während er für das Unterrichtswesen nur N$ 377,- 
und für das öffentliche Gesundheitswesen gar nur N$ 260,- 
zahlt. Man ist versucht zu fragen, ob Uruguay sich vielleicht 
im Krieg befände? Symptomatisch ist auch, daß es im Gesund- 
heitswesen nur 13 Gehälter über N$ 40'000,- (DM 880,-) gibt, 
während 1'728 Offiziere mehr als das verdienen, 

Diese offensichtliche Bevorzugung der Milıtars ist aber nicht 
von ungefähr. Der gesamte Repressionsapparat der Diktatur 
ist intakt erhalten. Man hat ihn - seine politische Konjunk- 
tur ist z.Zt. vorbei - eben nur in den Kühlschrank gelegt, 
aber von da kann man ihn jederzeit wieder hervorholen. Wie 
weit das Berechnung ist, um ihn noch einmal gegen das ei- 
gene Volk einzusetzen, wieweit es Angst ist, sich mit den Waf- 
fenträgern anzulegen, ist schwer zu sagen. Jedenfalls stellt 
sich die CGolorado-Regierung schützend vor sie. Zwar hat das 
Parlament jetzt einen Bericht mit überwältigender Dokumenta- 
tion über 165 "verschwundene" Uruguayer fertiggestellt, ob 
diese Untersuchungen aber nicht im Sande - bzw. in den Akten 
von Militärgerichten - verlaufen, ist zweifelhaft, nachdem ein 
Zivilrichter den Haftbefehl gegen zwei hohe Militärs wegen 
Menschenrechtsverletzungen ausgestellt hat und der Innenmi- 
nister sich weigert, sie zu arrestieren. 
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Der Oberst Gavazzo und der Major Cordero, gegen die sowohl 
ein Richter in Buenos Aires, der die Auslieferung verlangt, 
als auch sein uruguayischer Kollege erdrückende Schuldbeweise 
für von ihnen begangene Entführungen, Folter und Morde ha- 
ben, laufen weiter frei in Montevideo rum. Innenminister 
Manini Rios gibt vor, da sie Militärs sind, sei für sie 
ein Militärgericht- zuständig. 


Es geht aber nicht nur um die Verbrechen der Vergangenheit. 
Bombenattentate, Mordandrohungen und auch ein Toter sind 
seit dem 1. März, dem Antritt der gewählten Regierung, an 
der Tagesordnung. Ihre Opfer sind vor allem Lokale und Per- 
sönlichkeiten der Frente Amplio und der Gewerkschaften, auch 
Zeugen in Prozessen wegen Menschenrechtsverletzungen. Als 
die Sekretärin der Gesundheitsgewerkschaft, Sonia Guarnieri, 
ihre Entführung und Mißhandlung durch ein faschistisches Kom- 
mando anzeigte, verhaftete man sie. "Die Verletzungen hat 
sie sich wahrscheinlich selbst beigebracht", erklärte Manini 
Rios. Als man einen ehemaligen politischen Gefangenen, Nor- 
berto Väzquez Clavijo, - als Tupamaro war er 14 Jahre im 
Gefängnis - am Strand mit gefesselten Händen und Füßen tot 
auffand, stellte die Polizei "Selbstmord" fest. 


Die Senatoren der Frente Amplio, German Araüjo und Hugo 
Batalla, gaben Namen und Lokale bekannt, wo die Attentate 
vorbereitet werden. Nach 18 Tagen veranstaltete die Polizei 
eine Hausdurchsuchung und konnte nichts finden. Zwei hohe 
Polizeioffiziere, die unter der Diktatur als Folterer berüchtigt 
waren, mußten zwar vom Dienst suspendiert werden, doch 
Manini Rios beruhigte die Bevölkerung: " ... es gibt halt 
Leute, die sich einen Spaß daraus machen, anzukündigen, sie 
hätten eine Bombe gelegt, nur um zu beobachten, wie darauf- 
hin die verängstigten Leute aus einem Lokal laufen." 


KONFLIKT ZWISCHEN LEGISLATIVE UND EXEKUTIVE 


Als bei einer Demonstration vor dem von Studenten besetzten 
Lehrerausbildungsinstitut die Polizei eingriff, wurden auch 
zwei Abgeordnete der Frente Amplio niedergeknüppelt und einer 
abgeführt, obwohl sie sich als Parlamentsmitglieder auswiesen. 
Das Parlament sprach dem Innenminister wegen Nichtaufklärung 
dieser Verletzung der Parlamentsimunität das Mißtrauen aus. 
Doch statt zurückzutreten (wozu er allerdings nur moralisch 
verpflichtet gewesen wäre) kam Manini Rios wenige Minuten 
darauf in den Sitzungssaal zurück und stellte im Namen des 
Präsidenten die Alternative: beide Kammern sollten ihm das 
Mißtrauen aussprechen, dann könne der Präsident verfassungs- 
gemäß das Parlament auflösen und in zwei Monaten Neuwahlen 
abhalten. Auf diese Provokation mitten in der Haushaltsdebatie, 
wo die Gehälter der Staatsangestellten und die Umschuldung 
vieler tausender Landwirte auf dem Spiel standen, gingen die 
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Abgeordneten nicht ein. Frente Amplio und Blancos erklärten, 
sie stimmten Neuwahlen nur zu, wenn nicht nur das Parlament, 
sondern auch die Regierungsämter zur Wahl stünden, und das 
ohne die Beschränkungen wie bei der Wahl von 1984, als der 
Führer der Blancos, Wilson Ferreira Aldunate, und der der 
Frente Amplio, General Liber Seregni, nicht kandidieren durf- 
ten. 


Sozial wie politisch ist die Situation in Uruguay also äußerst 
explosiv. Doch sollte man darüber nicht die positiven Seiten 
der neun Monate demokratischer Regierung vergessen: die Am- 
nestie, die Legalisierung aller Parteien, die Unabhängigkeit 
der Zivilrichter, die Universitätsautonomie, die Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Venezuela und jetzt zu Kuba, 
die Anbahnung von Beziehungen zu Nicaragua. 


Die CONAPRO war noch zu anderen Übereinkommen im Unter- 
richtswesen, beim Wohnungsbau etc. gekommen. Einige aller- 
dings ignorierte die Regierung. So legte kürzlich Präsident 
Sanguinetti sein Veto gegen ein im Parlament fast einstimmig 
angenommenes Mietgesetz ein, das die hohen Mietsteigerungen 
bremsen und damit unzählige Räumungen verhindern sollte. 


In einigen Fragen mag zwar im Parlament,. wo Frente Amplio 
(21,4%) und Blancos (35%) zusammen die Mehrheit bilden, das 
eine oder andere Unheil vermieden werden (Wenn z.B. nicht 
eine neue Umschuldungsformel gefunden wird, gehen in kurzer 
Zeit die Hälfte aller landwirtschaftlichen Betriebe zwangsver- 
steigert in den Besitz der Gläubigerbanken über.), ohne aber 
die von der jetzigen Regierung linear fortgesetzte neoliberale 
Wirtschaftspolitik aufzuheben und die antidemokratischen Mili- 
tärs auch de facto zu entmachten, ist an einen Ausweg aus 
der Krise nicht zu denken. 


Dementsprechend sind wohl für die nächsten Jahre keine we- 
sentlichen Änderungen zu erwarten, Für die Uruguayer können 
es jedoch zusätzliche Lehrjahre werden. Denn das Mobilisie- 
rungspotential sowohl der Gewerkschaften als auch der Frente 
Amplio als der neven politischer Alternative ist nach nie vor 
stark. Am 27. Juni 1985, dem Jahrestag des Staatsstreiches 
von 1973 und des seinerzeit einsetzenden 15-tägiger Gensral- 
streiks, demonstrierten unter der Losung: "Lösungen jetzt! 
Nie wieder Diktatur!" an die zweihunderttausend Menschen in 
Montevideo und auch in 70 Ortschaften im Landesinnern. So 
kompliziert die wirtschaftliche wie die politische Lage in Uru- 
guay auch ist, so ist sie doch nicht ausweglos. 


u = _ u 
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Krach im Gewerkschaftsverband 


Es sollte eine Demonstration der Einheit und eine Feier des 
Sieges über die Diktatur werden - der 3. Kongreß des uru- 
guayischen Gewerschaftsdachverbandes CNT U'Convencion Nacio- 
nal de los Trabajadores'), der nach 14-jähriger Unterbrechung 
vom 27. - 30. November 1985 in Montevideo statifand. Doch 
nach langen Jahren des erfolgreichen Kampfes gegen die Dik- 
tatur verzettelte man sich jetzt in Positionskämpfen, die 
schließlich in einem Eklat gipfelten: Von den 1'200 Delegierten 
waren zum Schluß nur noch gut die Hälfte übriggeblieben. 
Aus Protest gegen das "undemokratische Herummanövrieren" 
der Kommunistischen Partei hatte mehr als ein Drittel der Ar- 
beitervertreter der unabhängigen Linken aber auch der libe- 
ral-konservativen Nationalen Partei ‘den Kongress vor der 
Schlußabstimmung verlassen. 


Polemiken hatte es schon im Vorfeld des Kongresses zwischen 
der KP, die den Apparat der CNT weitgehend dominiert, und 
der MLN (Tupamaros) gegeben. Die KP hatte der MLN vorge” 
worfen, mit ihren bewaffneten Aktionen Anfang der siebziger 
Jahre den Putschisten den Weg geebnet zu haben, während 
die Tupamaros ihrerseits den Kommunisten entgegenhielten, 
daß sie sich von den anfangs progressiv-nationalistischen 
Phrasen der Militärs haben täuschen lassen und beim General- 
streik 1973 demobilisiert hatten. Beim jetzigen Kongreß blieb 
auf Betreiben der KP die Gewerkschaft der Zuckerarbeiter UTAA 
- die seit ihrer Gründung im Jahr 1962 den Tupamaros nahs- 
steht - unter dem Vorwand ausgeschlossen, daß sich im März 
dieses Jahres eine weitere Zucker-Gewerkschaft gegründet habe 
und man nicht eine Organisation bevorzugen könne. 


Bei dieser Ausgangslage war es dann wenig überraschend, 
daß es unter den Delegierten schließlich sogar zu handgreif- 
lichen Auseinandersetzungen kam und der kommunistische Ge- 
werkschaftsführer Angel Toledo von dem legendären Anarchi- 
sten und Gewerkschafter "Santa! Romero verprügelt wurde. Ro- 
meros Gruppe hatte in den sechziger Jahren ein historisches 
Museum "enteignet" und das Symbol für die nationale Befreiung 
von brasilianischer Fremdherrschaft (im Jahre 1825), die be- 
rühmte "Fahne der 33 Orientalen" gestohlen. In den über 15 
Jahren seiner Haft wurde er jedes Jahr am 29. April - histo- 
risches Datum der Befreiung - aus dem Gefängnis geholt und 
von den Militärs brutal gefoltert. 


Zentraler Konfliktpunkt des Kongresses war die Frage, wievie- 
le Stimmrechte man den Gewerkschaften aus dem Erziehungsbe- 
reich zugestehen sollte. Die KP bot eine Stimme an, die ande- 
ren forderten sieben (gemäß der Zahl ihrer Einzelorganisatio- 
nen). Ein Vermittlungsversuch aus den Reihen der Sozialisti- 
schen Partei schlug fehl. Auch der Vorschlag, den Kongreß 
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um eine Woche zu verschieben, bis sich die Gemüter abgekühlt 
haben, prallte an den verhärteten Fronten ab. Nachdem di 
Erziehungs-Gewerkschaften schon den Saal verlassen 
schaltete die KP auf Stur und wollte ihr Programm ddschziehen. 


Ba abzusehen war, daß es für den Nicht-KP-Block (un- 
Ba : und Gemäßigte) kaum eine Möglichkeit gab, 
z r die Redebeiträge und Stimmverhältnisse zu artiku- 
ieren, verließen laut Pressemeldungen über 500 der Delegier- 
ten den Kongreß (die KP spricht von 400). Übrig Biteben di 
KP-nahen Gewerkschaften, die die Abstimmungen dennoch re 
zogen. Man werde zwar weiterhin um der Einheit der Bewegun 
willen die Zentrale unterstützen - hieß es dazu aus den "Dis 
sidenten"-Kreisen - aber nicht die Ergebnisse der Abstimmun ; 
sie seien in keiner Weise repräsentativ. Daraufhin sprach ar 
kommunistische Gewerkschaftsführer Thelman Borges von "Er- 


pressung" und "Drohung" und warf ängi i 
a Be rf der unabhängigen Linken 


Als Ausweg aus der verfahrenen Situation - deuten die Schluß- 
Kommuniques aller Fraktionen an - soll der Kongreß Anfa 

nächsten Jahres wiederholt werden. Bis dahin soll der Verlauf 
des Treffens in den Einzelgewerkschaften diskutiert werden. u 


GESCHICHTE DER CNT: 


Die ENT wurde 1964 gegründet. 1973 wurde sie von den Mili- 
tärs, ‚die sich in Montevideo durch einen kalten Staatsstreich 
an die Macht geputscht hatten, verboten. Tausende aktiver 
CNT-Mitglieder landeten in den Folterkammern und mußten 
das Land verlassen. Jede gewerkschaftliche Aktivität war 
strikt untersagt. Erst seit 1982, dem Jahr einer gewissen 
Öffnung, durften sich die Arbeiter - allerdings us au Be- 
triebsebene - organisieren. Versuche, eine gelbe Gewerkschaft 


an gründen, waren zuvor kläglich gescheitert. Im Frühjahr 
5 beantragten mehrere Betriebsvertreter bei der Polizei 
in Montevideo die Erlaubnis für die 1.-Mai-Demonstration 


und auf der Wache mußten sich die Antragsteller einen Na- 
men ausdenken. So entstand der Name PIT - "Plenario Inter- 
sindical de Trabajadores". Es wurde eine der mächti sten 
Manifestationen in der Geschichte des Landes. PIT a 
1984 vom Regime nach einem Generalstreik für die Wieder- 
herstellung der Demokratie verboten. 

Seit der Machtübergabe an eine gewählte Zivilregierung im 
März 1985 besteht die Gewerkschaft als PIT-CNT weiter. ö 


KOLUMBIEN 


„Folterer, tragt dunkle Brillen statt Kapuzen!« 


STAATSRATS-URTEIL IN KOLUMBIEN WEGEN FOLTER BLEIBT 
OHNE POLITISCHE KONSEQUENZEN 


1985 fällte der kolumbianische Staatsrat als oberste 
es ein wichtiges Urteil in Sachen a Di 
Verteidigungsministerium wurde verpflichtet, „hohe nn 
gungsleistungen für Folterungen an ee = x 
1979 aufzubringen. Militärische und politische Würden räg . 
von Rang werden für die Durchführung und en 
Folterungen verantwortlich gemacht. Wegen der po ee 
Tragweite des Urteils legte das ae en 
zwischen außerordentliche Rechtsmittel dagegen eın. wi 
wurde im August '85 anulliert, das Verfahren mu wegen 
neuer Beweise'' wieder aufgenommen werden. 


HINTERGRUND DER KLAGE 

In der Neujahrsnacht 1979 erbeutete die kolumsran sche 
Guerilia-Organisation "Bewegung 19. April (M-19) in 
einer ausgeklügeiten Aktion aus der ee nen 
Norden Bogotas mehrere tausend Waffen. Unmittelbar a 

nach wuraen in Bogota und in anderen Teilen des ae 
Hunderte von Menschen verhaftet. Sie wurden bezich 

tigt, Mitglieder oder Sympathisanten der M-19 zu 
und mit dem massiven Waffenraub in Verbindung zu ste 


hen. 


Bald wurde klar, daß es sich bei den Festgenommenen 
nicht nur um Mitglieder der M-19 handelte, sondern 
mehrheitlich um Mitglieder legaler politischer Organi- 
sationen, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen und India- 
nerorganisationen. 
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Beı den Verhaftungen waren rechtsstaatliche Prinzipien 
außer Kraft gesetzt. Es wurde sogar gegen die Minimal- 
rechte verstoßen, die ein repressives "Sicherheits-Sta- 
tut" vorschrieb. Die Festgenommenen unterständen der 
Militärgerichtsbarkeit. Bei den Verhören wurde Folter 
instıtutionalisiert, Zivile Kontrollbehörden, wie die 
Nationale Staatsanwaltschaft, versäumten oder unter- 
lıeßen es, Einfluß zu nehmen und die Macht der Mili- 
tärs zu beschneiden. Rechtsanwälte wurden von den Mi- 
litärbehörden unter Druck gesetzt; die Möglichkeiten 
der Verteidigung von Hunderten von Verhafteten war 
nicht mehr gegeben. Das Militär bestimmte, was mit der 
Opposition geschehen sollte, und hatte dafür die Rük- 
kendeckung des Präsidenten. Der Verteidigungsminister 
war der eigentlich Mächtige im Staate, 


DER FALL OLGA LOPEZ 


Ein Opfer dieser Repressionswelle, die im Januar 1979 
in Kolumbien einsetzte, war die Ärztin Olga Lopez Ja- 
ramillo. Laut Text des Staatsrats-Urteils hatte sie in 
der Zeit vor dem Waffenraub zwei mutmaßliche Mitglie- 
der der M-19 medizinisch behandelt. Ihr Name war auf 
den Listen des kolumbianischen Militärgeheimdienstes 
vorgemerkt. 


Am 3. Januar 1979 um vier Uhr morgens wurde die Straße, 
wo Frau Lopez in Bogota wohnte, von mehreren Einheiten 
des Heeres abgeriegelt. Fünf Stunden dauerte die Durch- 
suchung ihrer Wohnung, die der heutige Heeres-Mayor 
Leopoldo Hincapie Segrera befehligte, die Ärztin Olga 
Lopez und ihre fünfjährige Tochter Olga Helena wurden 
gezwungen, sıch mit dem Gesicht nach unten auf den Bo- 
den zu legen, während die Soldaten die Wohnung durch- 
stöberten. Der Lauf eıner Maschinenpistole war ständig. 
auf Mutter und "Tochter gerichtet. 


Um neun Uhr wurden beide unter militärischem Geleit- 
schutz an einen zunächst unbekannten Ort gebracht. Fa- 
milienangehörige durften nicht benachrichtigt werden. 
Das fünfjährige Mädchen wurde von seiner Mutter ge- 
trennt. Es blieb zehn Stunden lang in den Händen der 
Militärs. und wurde unaufhörlich verhört. Von seinem 
Weinen und den angsterfüllten Schreien nach der Mutter 
wurden Tonbandaufnahmen gemacht. Danach wurde das Kind 
dem Großvater übergeben. Dieser mußte unterzeichnen, 
seine Enkelin in "perfektem körperlichen Zustand" er- 
halten zu haben. 


59 


Die Ärztin Olga Lopez war in den ersten siebzehn Tagen 
ihrer Haft vornehmlich in den Pferdeställen der Briga- 
de der Militärinstitute (BIM) im Norden Bogotas. Dort 
waren Hunderte von Gefangenen, die das gleiche Schick- 
sal erlitten hatten, vorerst untergebracht. Ihre Kom- 
munikation untereinander wurde jedoch beschnitten. 


In den ersten Tagen ihrer Haft mußte Olga Lopez fast 
immer stehen und hatte ständig die Augen verbunden. 
Drei Tage lang erhıelt sie nichts zu essen. 

Jeweils spät in der Nacht wurde sie mit einen Militir- 
fahrzeug an einen unbekannten Ort gebracht, der aus 
einer Art unterirdischem Tunnel bestand. Im Nachhinein 
wurde dieser Ort als das berüchtigte geheime Folter- 
zentrum "Die Höhlen von Sacramonte" (die Höhlen des 
Hl. Berges, d.Verf.) identifiziert, Dieses Folterzen- 
trum war am Rand des Dorfes Facatativa in der Nähe von 
Bogota. Heute sind dort die "Kommunikationsschulen" 
des Heeres installiert. 


zehn Tage lang erlitt Olga Lopez an diesem Ort die 
brutalsten Folterungen. Sie wurde an ihren auf dem 
Rücken zusammengebundenen Händen aufgehängt. In dieser 
Stellung versetzten ihr die Folterknechte Schläge in 
den Unterleib, in die Rippen und besonders auf den 
Kopf, in Höhe der Schläfen. Ihre Brüste "behandelten" 
sıe mit einer Art Pinzette und drohten: "Sing, oder 
wir holen dir die Milch raus!" 

Am schlımmsten war für Olga Lopez die Drohung, sowohl 
sie als auch ihre kleine Tochter zu vergewaltigen. 

Um den Anschein zu erwecken, daß ihre Tochter eben- 
falls in den Händen ihrer Peiniger sei, spielten diese 
die Kassette ab, und Olga Lopez mußte die angsterfüll- 
ten Schreie ihrer Tochter hören. Sie merkte nicht, daß 
es sich um eine Tonbandaufnahme handelte. 


Der bei den Folterungen nackten Frau wurde deutlich 
gemacht, sie zunächst mit einem Stock vergewaltigen zu 
wollen, und dann "nacheinander". Ein Mitgefangener, 
dem die Augenbinde abgenommen wurde, um ihn durch das 
Mitansehen der Greueltaten einzuschüchtern und zu 
einem "Geständnis" zu bringen, sollte gezwungen wer- 
den, sich an der Vergewaltigung Zu beteiligen. 


Die Inquisiteure verbargen ihre Identität hinter 
schwarzen Kapuzen und redeten sich nie mit Namen an. 
Olga Lopez beschimpften sie als "Subversiven-Nutte" 
und als entmenschlichte Mutter, da sie "noch nicht 
einmal um ihrer Tochter willen kollaboriere". Gegen 
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Ende der Verhörphase legten sie der Arztin einen an 

um den Hals und gaben Vor, er zu ns nn 
ändni erste 

kein Geständnis ablege. vor der | 

dem Militärischen Untersuchungsrichter gaben sie a 

Lopez eine Tasse Zuckerwasser. Als ihre ee 

schliet, merkte die Ärztin, daß dem Wasser ein 


. bungsmittel beigemischt war. Sie nahm große Mengen 


Wasser aus der Kloschüssel zu sich und a 
durch eine Magenspülung. sie hätte unter ee 
der Droge mit halluzinogener Wirkung eidessta 


Erklärungen abgeben sollen. 


Ihren Schergen ausgeliefert und von der ne 
geschnitten versuchte Olga Lope2, am Ende Een n Eh 
sich die Pulsadern aufzuschneiden. Sie wur a 
Erste-Hilfe-Station der Militärbrigade es nn 
notdürftigst behandelt. Eine Bluttransfusion 
verwehrt. Danach gingen die Verhöre weiter har 
un Ne ee 
gab Olga Lopez vor em mi I a 
richter an, daß sie physisch und psychis r Ei 
i. Ihr Rechtsanwalt bat um Untersuchung Be 
N ranle zu diesem Zeitpunkt hatte olga a ne 
che Spuren von den Folterungen am N ung 
machte - nach Zeugenaussäagen - einen verzwei ee 
depressiven Eindruck. Es fiel ihr schwer, zus 
gend zu sprechen. 


Der Rechtsanwalt wurde auch bei der ne 
£ft vorstellig und mac 
gen Staatsanwaltscha a ne 
der Foltervorwurle. 
gabe zur Untersuchung & I 
ä Beschwerde weder V 
n anderen Fällen wurde der e N 
ee noch von den Militärbehörden ernsthaft nachge 


gangen. 


Nachdem auch nach sechs Monaten noch on, 
j i tzte die Kolumblanı 
eingeleitet worden war, Se i en 
ini j Anzeige in die Uübe 
te-Vereinigung ein®e bezahlte | an 

j Unter dem massiven Dr 
nale Tageszeitung EL TIEMPO. 
der Öffentlichkeit ordnete Deere 

ae . : Se 
nachträgliches psychiatrisches ‘Gutac 2 5 
izini j Laut diesem Gutachten vo 

meaizinischen Instituts an. e a IM 
23. Juli 1979 wurden bei Olga Lopez psycho ne 
sche Spuren, die von Folterungen in der en ne 
der Haft herrühren können", festgestellt. Ihr e 
enzephalogranm zeigte Anomalitäten. 


Geger Olga Lopez wal ein Haftbefehl ausgestellt wor 

’ n ” Bi 

den und sie wurde in den Picota-Pr ozeß einbezogen, 
‘ 
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einen Kriegsgerichtsprozeß, in dem mehr als 200 ver- 
meintliche und wirkliche Mitglieder der M-19 wegen 
großangelegtem Waftenraub angeklagt wurden. Die Ärztin 
wurde des politischen Delikts der Rebellion bezichtigt. 


Am 13. Januar 1981 mußte Olga Lopez aufgrund der Ent- 
scheidung des Militärgerichts freigelassen werden. Die 
Anklage konnte nicht erhärtet werden. Der Militärrich- 
ter mußte der Ärztin ihre absolute Untadeligkeit und 
Unschuld bescheinigen. Nach über zwei Jahren ungerech- 
ter Haft konnte Olga Lopez das Gefängnis verlassen. 
Zwei Monate nach der Entlassung von Olga Lopez drangen 
Einheiten des Militärs in die Wohnung ihres Vaters 
ein, durchsuchten diese und fragten nach dem Aufent- 
haltsort von Olga. Da sich Olga Lopez nach diesem Vor- 
fall in Kolumbien nicht mehr sicher fühlte, bat sie um 
politisches Asyl in Frankreich. 


DAS URTEIL DES STAATSRATS 


So weit der Fall von Olga Lopez. Es ist ein dramati- 
scher Fall, aber nur einer unter Hunderten. Eine Mis- 
sion von amnesty international im Januar 1980 kam zum 
Ergebnis, daß bei der Verhaftungswelle ab Januar 1979 
Folterungen zu institutionalisierten Maßnahmen bei den 
Verhören wurden. Aufgrund der Aussagen von politischen 
Gefangenen und der nach kurzzeitiger Inhaftierung 
Freigelassenen wurden von den militärischen Behörden 
ca. 50 verschiedene Foltermethoden angewendet, die 
alle auf dem UN-Kodex grausamer, unmenschlicher und 
degradierender Behandlung stehen. Es wurden mindestens 
33 Folterzentren ausgemacht. 

Andere nationale und internationale Menschenrechtsor- 
ganisationen (z.B. die der OAS) und parlamentarische 
Kommissionen kamen zu vergleichbaren Ergebnissen hin- 
sichtlich der "Übergriffe" des Militärs, die im Jahre 
1979 eskalierten. 


Nur wenige Folteropfer stellen Strafanzeige gegen den 
Staat. Meist "verschwinden" eventuelle Beweise wie me- 
dizinische Gutachten aus den Akten staatlicher und mi- 
litärischer Behörden, - auf wunderliche Weise. Einen 
Prozeß führen kostet Geld, und wer Klage erhebt, muß 
mit Repressalien der Militärs rechnen. Es ist schwer, 
Personen zu finden, die bereit sind, Zeugenaussagen 
abzulegen. Und ein wichtiges psychologisches Moment: 
Prozesse dauern Jahre, und Folteropfer wollen verges- 
sen. Sie wollen nicht im Licht der Öffentlichkeit er- 
scheinen und immer wieder erinnert werden an das, was 
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mit ihnen, ihren Familienangehörigen und Freunden pas- 
jert ist. F a 
een ke von Olga Lopez, - sie zählt zu nn ne 
£flußreicheren in Kolumbien -, war mutig. Der Ser ne 
Ärztin, Ex-Senator Ivan Lopez Botero, sie a rs 
ihre Tochter Olga Helena führten Klage gegen a 
teidigungsministerium wegen der Gesenehn 
zum ersten Mal in der kolumbianischen Rech en nn 
wurde auf höchster verwaltungsgerichtlicher a 
Foltervorwürfe verhandelt, Das Urteil der iR 
mer des Staatsrats unter Vorsitz von Richter x g es 
lencia Arango wurde am 27. Juni 1985 gefällt. en Sn 
teidigungsministerium wurde aau), YoruEL In De 
Klägern für die psychischen Schädigungen ın wer A 
Folterungen im Jahre 1979 Je ec ee 
io. kolumb. Pesos = Ca. R 177 ) en: 
2 ehädigungsleistungen wurden für die Me 
len Schäden von Olga Lopez angesetzt: Be as 
zahlungen für die zwei Jahre Haftzeit, Kostenübe 
der psychiatrischen Behandlung, etc. 


Das Gericht tat sich schwer, die engen 
Lopez nachzuweisen und somit der Klage Sr Fe = 
Es gab keine direkten Bewelse. Dies is „NOr as 
Foltervorwürfen. Die Folterungen finden im we 
statt, sie sollen spurenlos sein. Die Folterer Eee 
gen ihre Identität, wollen verseändlichsrweLse an. 
bleiben. So auch im Fall von Olga Lopez. - Das ee 
fällte sein Urteil schlieslich aufgrund von In on 
beweisen. Wichtigste Beweisstücke waren dabei ads 2 
psychiatrische N, een ee 
nd von Rechtsanwälten, i 
EN: Haftzeit gesehen hatten. Bedeutendes ee 
das Zeugnis des Mitgefangenen, u ee 
j die Folterungen an ® 
Tank N von ärztlichen Kollegen aus den a 
ren 1978/79 war Olga Lopez vor ihrer ee 
lisch und körperlich völlig gesund gewesen. z nt 
liche Verschlechterung ihrer physischen un er 
schen Verfassung (starke Angstzustände, as at 
psychosomatische Störungen) mußte deshalb er ne 
tische Erlebnisse in der ersten Phase der Ha Z 


geführt werden. 


DIE EIGENTLICH VERANTWORTLICHEN 


Das Oberste Verwaltungsgericht konnte nicht n. En 
eigentliche Verantwortlichkeit für die Folteru en 
entscheiden. Dies Liegt nicht in seiner Kompeten2. 
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Kammer des Staatsrats hatte lediglich über die Berech- 
tıgung von Entschädigungsleistungen zu befinden. 


In dem Text des Urteiis finden sich jedoch deutliche 
Hinweise auf diejenigen, die die persönliche und poli- 
tische Verantwortung für die massiven Folterungen im 
Jahre 1979 tragen. 

So heißt es u.a.:; 

"‚.. Die Streitkräfte, deren höchste Pflicht es sein 
müßte, das Leben der Bürger zu schützen..., richten 
ihre Waffen oft gegen wehrlose Bürger und verletzen 


somit die Verfassung." - Und an anderer Stelle: 
"‚.„.die Folterungen an all den Personen, die in dieser 
zeit in die Netze der Geheimdienste gerieten, ... er- 


reichten schlimme Ausmaße und wurden weder vom Präsi- 
denten der Republik als dem Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte, noch vom Prokurator als obersten Staats- 
anwalt der Nation verhindert." 

Denn: "Von den Vorgängen (im Fall OO, Lopez, d.Verf.) 
waren informiert: der Präsident der Republik, Dr. Ju- 
lio Cesar Turbay Ayala, der Staatsanwalt der Nation, 
Dr. Guillermo Gonzalez Charry, die stellvertr. Staats- 
anwältin, Dr. Susana Montes de Echeverry, der Komman- 
dant der Militärbrigade, General Miguel Vega Uribe, 
sowie andere hohe Staatsangestellte." 


Eine Kopie des Urteils wurde an gerichtliche Instanzen 
geleitet, die wegen der Verantwortlichkeit für die 
Folterungen ermitteln sollen. 

Der Staatsrat beruft sich bei seiner Urteilsfindung 
auf rechtsstaatliche Grundprinzipien: "Demokratische 
Institutionen haben das Recht und die Pflicht, sich zu 
verteidigen..., aber es ist absolut unzulässig und dem 
Recht entgegengesetzt, daß die Exekutive, gerade um 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu erhalten, irra- 
tionale und unmenschliche Methoden anwendet, ah 
(Methoden), die durch Gesetze bestraft und in Men- 
schenrechtskonventionen weltweit geächtet werden... 
Dies bedeutete, daß genau die Prinzipien und Ideale, 


die angeblich verteidigt werden sollen, für nichtig 
erklärt werden." 


DIE REAKTION DER MILITÄRS 


Das angeklagte Verteidigungsministerium fühlte sich im 
Prozeß schlecht vertreten. Der Verteidigungsminister 
behauptete, das Verfahren sei einseitig geführt wor- 
den. Die staatlichen Interessen hätten keine Beachtung 
gefunden. 
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Grundsätzlich gestand das Verteidigungsministerium der 
Anklage wegen Folter keine Berechtigung zu. Die kolum- 
bianische Militärjustiz hat bisher in keinem einzigen 
verfahren Foltervorwürfe gebilligt. Deshalb sind für 
gas Militär Folterungen in Kolumbien offiziell nie 
vorgekommen. Die Generäle reden gern von gelegentli- 
chen "Exzessen" im Gegensatz zu Folterungen. 

Der bevollmächtigte Verteidiger des Militärs im Prozeß 
Olga Lopez führte laut Urteilstext an, daß der Staat 
tür die Geschehnisse keinerlei Verantwortung trage. 
Diese seien nur "normale Konsequenzen" des Untersu- 
chungsprozesses gewesen. Denn ohne die Hilfe der Ge- 
walt würden sich die Gesetze in lächerliches Gespött 


verwandeln. 


Heute ist General Miguel Vega Uribe kolumbianischer 
Verteidigungsminister - also genau der Mann, der 1979 
Kommandant der Militärbrigade von Bogota war. Er hält 
das Urteil sowie die darauf erfolgte Presseberichter- 
stattung für eine breit angelegte Diffamierungskampag- 
ne gegen das Militär und a. ee subversiven 
K fes gegen die Demokratie in Kolumbien. 

ee Turbay Ayala klammert sich Vega Uribe 
an einer abgenutzten "Erklärung" für die ‚grausamen 
Handlungen fest: Die Verhafteten sollen sich immer 
selbst gefoltert haben. Denn sie hatten vor, das Mili- 
tär schlecht zu machen. 

Mit viel Geschick sucht das Verteidigungsministerium 
nun die Lücken im kolumbianischen Justizsystem. Durch 
Einlegen außerordentlicher Rechtsmittel wurde das Ur- 
teil am 10. August zunächst annulliert. Das verfahren 
muß neu aufgenommen werden, das Verteidigungsministe- 
rium kündigte eine "neue Beweislage" an. Mittlerweile 
wurde eine Verleumdungskampagne gegen Frau Dr. Lopez 
eingeleitet. Die "neuen Beweise" des Verteidigungsmi- 
nisteriums wurden bereits in der Presse vorgestellt. 
Die Zeitung EL TIEMPO druckte in der Sonntagsausgabe 
vom 4. August in Großaufmachung die Scheidungsakte von 
Frau Dr. Lopez vom Nov. 1977 ab. Spannungen in „ger 
Partnerbeziehung hatten zur Auflösung der Ehe geführt 
- laut Urteil wurde die Scheidung ausgesprochen, um 
größere psychische Traumata zu verhindern." Die neuen 
Beweise" des Verteidigungsministeriums stützten sich 
nun darauf, daß Frau Dr. Lopez schon vor ihrer Ver- 
haftung psychisch labil gewesen sei. Ihre Drepresionen 
und Angstzustände sollen also nicht von den Folterun- 
gen herrühren, sondern von ihrer gescheiterten Part- 
nerbeziehung. Damit will das Verteidigungsministerium 
versuchen, die Begründung des Urteils ins Wanken Zu 


bringen. 
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POLITISCHE KONSEQUENZEN 


Die Anstrengungen des Militärs, das Urteil zum Schei- 
tern zu bringen, sind verständlich. Denn es geht um 
das Beschneiden von Macht, und die harten Männer von 
1979 haben auch 1985 noch einiges zu verlieren. Der 
Ex-Kommandant der Brigade von Bogata ist inzwischen 
Verteidigungsminister im Regierungskabinett von Präsi- 
dent Belisario Betancur geworden. Bei seinem Amtsan- 
tritt ließ er sich, gemäß dem geänderten politischen 
Klima, als "Friedensminister" feiern. Der meistgehaßte 
Mann von 1979, der damalige Verteidigungsminister, 
General Camacho Leyva, vertritt mittlerweile die ko- 
lJumbianische Republik in Italien. Er ist Botschafter 
in Rom geworden. Und Ex-Präsident Turbay Ayala, der 
sıch 1979 im .Ausland gern als "einziger politischer 
Gefangener" seines Landes bezeichnete, ist weiterhin 
ein£flugreich in politischen Kreisen. Seine Stellungnah- 
me zun Staatsgerichtsurteil war dümmlich und zynisch. 
Von der kolumbianischen Wochenzeitschritt SEMANA zu 
den massiven Foltervorwürfen während seiner Antszeit 
betragt, meinte Turbay Ayala: Es sei nicht richtig, 
daß er nicht interveniert hätte. Denn er habe sogar 
Anweisung gegeben, bei den militärischen Verhören die 
schwarzen Kapuzen wegzulassen und stattdessen dunkle 
Brillen zu tragen. Die Gefangenen hätten sich durch 
die Kapuzen allzu belästigt gefühlt... 


Nach der Verkündung des Urteils haben demokratische 
Kreise in Kolumbien den Rücktritt von Verteidigungsmi- 
nister Vega Uribe und das Abrufen des Botschafters in 
Rom, Camacho Leyva, gefordert. Doch an solche politi- 
schen Konsequenzen des Urteils ist kaum zu glauben. 
Trotz ausführlicher Dokumentation in der Presse und 
öffentlichem Druck haben sich weder Präsident Belisa- 
rio Betancur, der sich gern als eigenwilliger Demokrat 
und Friedensstifter präsentiert, noch andere einfluß- 
reiche Politiker zu dem kritischen Thema der Verant- 
wortlichkeit für die Folter geäußert. Der Verteidi- 
gungsminister soll nicht in Frage gestellt werden, im 
letzten Präsidentschaftsjahr von Betancur sollen die 
Spannungen mit dem Militär nicht noch verschärft wer- 
den. Das heutige Klima in Kolumbien trägt einiges dazu 
bei, durchgreifende Maßnahmen und damit ein Bekenntnis 
zur Rechtsstaatlichkeit unwahrscheinlich werden zu 
lassen. Die Wirtschaftslage hat sich zunehmend ver- 
schlechtert, Zugeständnisse an den Internationalen 
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Währungsfonds tühren zu massiven Teuerungen ‚und stei- 
gender Arbeitslosigkeit. Der sogenannte Friedenspro- 
zeß", ein Waffenstillstand mit den wichtigsten Gueril- 


la-Gruppen und die Einleitung eines "nationalen Dia- 
logs" ist zumindest teilweise gescheitert. Heftige mi- 
litärische Auseinandersetzungen zwischen den offiziel- 
len Streitkräften und Guerilla-Verbänden sind wieder 
aufgeflammt. Diese politische Situation fördert es im 
Augenblick nicht, Zeichen zu setzen und Militär und 
andere Sicherheitsorgane in verfassungsmaßige Schran- 
ken zu verweisen. 
Was mit Olga Lopez geschah, gehört nicht zur Geschich- 
te, Ende September wurde in der kolumbianischen Presse 
ein Bericht des Internationalen Roten Kreuzes bekannt. 
Es wird über massive Foltervorwürfe von Gefangenen be- 
richtet. 1983/84, als längst ein anderer Präsident und 
Verteidigungsminister angetreten waren. 


MIN ZA NN 
COLOMBIA 08 SALUDA | 
PAIS LBRE Y DEMOCRATICD 


REINDO propo DE WS 
DERECHOS HUMANOS 


Kolumbien läßt grüßen! Freies und demokratisches Land - 
das Reich der Menschenrechte!!! 
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SOLIDARITÄT 


Warnung 


Einige Leute von der Nicaragua-Städtepartnerschaftsinitiative in 
Konstanz möchten vor einem Chilenen warnen, der ihrer Initiative 
durch sein Verhalten geschadet hat. Wir drucken den Artikel aus 
Konstanz ab, ohne den Namen des Betreffenden zu nennen. Wer die 
Vermutung hat, von der gleichen Person angesprochen worden zu 
sein, möge bitte mit uns Kontakt aufnehmen. 

Dieser Fall ist übrigens der erste dieser Art, von dem wir erfah- 
ren haben. Im Interesse, die Solidaritätsbewegung vor Schaden zu 
bewahren, bitten wir alle Leser, die ähnliche Erfahrungen gemacht 
haben, uns zu schreiben. Natürlich hoffen wir, daß von keinen 
ähnlichen Fällen berichtet werden muß. 


COMPANEROS Y COMPANERAS! 


wir gehören der Nicaragua-Städtepartnerschaftsinitiative Konstanz 
an und möchten Euch kurz über unsere Erfahrungen mit dem Chilenen 
A. unterrichten, weil wir Euch ähnliches ersparen möchten. Gene- 
rell möchten wir an alle Solidaritätsgruppen dringend appellieren, 


sich nicht - sei es aus einem schlechten "weissen Kollektivgewis- 
sen" heraus, aus leidenschaftlichem Engagement oder aus anderen 
Beweggründen - (und gerade auch nicht!) von "Betroffenen" aus den 
"Zielländern'" selbst blind umgarnen zu lassen, sondern anvisierte 
Projekte - vor allem wenn es dabei um viel Geld geht - immer zwar 


solidarisch, aber auch kritisch zu prüfen. 


wir haben z.B. für einen Flug von A. nach Nicaragua innerhalb von 
nur fünf Tagen DM 2'700,- an Spendengeldern gesammelt bei Par- 
teien, Organisationen und Privatpersonen, alle aus unserem Unter- 
stützerkreis aus dem Spektrum "diesseits der Union", An diese 
Geldvergabe waren klare Kriterien geknüpft: A, sollte zwei Monate 
lang in einer Werkstatt arbeiten und einen Monat lang für uns In- 
formationen in Nueva Guinea sammeln, unserer angestrebten Partner- 
region für Konstanz, sowie dort Kontakte knüpfen etc. Diese Kri- 
terien waren mit A, klar durchgesprochen worden. Sein Verhalten 
war jedoch ganz und gar nicht dementsprechend: Bereits einen Monat 
später war er wieder zurück in Konstanz, von seinen Aufträgen 
hatte er praktisch nichts erfüllt. Eines seiner Rechtfertigungs- 
argumente war: Nicaragua befände sich schon wieder fast vollstän- 
dig in den Händen von Weißen, v.a. aus der BRD. Die Internaciona- 
listas in Nicaragua würden weitgehend nichts anderes als Neokolo- 
nialismus betreiben, sie seien Rassisten, die die Nicaraguaner 
eigentlich gar nicht haben wollten. Unter solchen Umständen hätte 
er nicht arbeiten können. 
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wir versuchten daraufhin unsere Informationen und Eindrücke über 
A. zu ordnen und stellten fest: A, erzählt ver der versammelten 
Initiative So gut wie nichts über sich (erhebt dafür aber um so 
mehr äußerst pauschale Vorwürfe gegen "die" Weißen), Einzelnen 
dagegen erzählt er - je nachdem, was seiner meist richtigen Ver- 
mutung nach bei seinem Gegenüber gerade besonders gut SUSORINIE - 
Geschichten über sich und aus seinem Leben - Stories, die zumeist 
entweder frei erfunden oder zumindest stark übertrieben Sand 
(z.B.: Er sei Kommandant eines FSLN-Bataillons gewesen, das in 
Managua einmarschiert sei, habe "Seite an Seite” mit Tomas Borge 
gekämpft usw.). So erschleicht er sich das Vertrauen der Leute. 
Diese Stories widersprechen sich und/oder können, ZUSannedgeNen- 
men, einfach nicht wahr sein, was jedoch erst offensichtlich wird, 
wenn mensch sie zusammenträgt. 


Wir mußten aucn feststellen, daß A.s Methode, um an Geld zu kom- 
men, kein Einzelfall ist. Für andere Vorhaben von sich hat Son 
A. in Konstanz (bei Leuten von uns) ca. DM 6'000,- Zusannengelier 
hen, wobei zumindest äußerst unklar ist, wie diese Gelder jemals 
wieder zurückbezahlt werden sollen. In Augsburg, wo er vorher war, 
hat er nach Auskunft des dortigen Lateinamerikakomitees mindestens 
DM 10'000,- Schulden hinterlassen (schon seit einigen Jahren), 
und er ist seinerzeit aus Augsburg weggezogen, ohne seine neue 
Adresse zu hinterlassen. Eine Augsburgerin prozessiert nun gegen 
ihn, 

wir selbst hatten einige Mühe, unsere Spender/Unterstützer Nach 
der eingetretenen Pleite mit dem Flug wieder zu BELUNZGENR SUN® 
Vertrauen in uns wiederherzustellen und den angerichteten politi- 
schen Schaden so gering wie möglich zu halten, Diese Erfahrungen 
veranlaßten uns 'als Initiative dazu (explizit auch die Konstanzer 
Grünen und das Mittelamerikakomitee), mit A. nicht mehr zusammen- 
zuarbeiten, da sein Verhalten objektiv unserem Anliegen, der Un- 
terstützung Nicaraguas und der Solidaritätsbewegung schadet. 
Jetzt möchte A. sogar Veranstaltungen gegen die Solidaritätsbewe- 
gung machen. 


Natürlich sehen wir auch, daß ein Teil der Verantwortung bei uns 
liegt: Wir waren zu unkritisch und leichtgläubig. 


Konstanz, 27. 11. 1985 
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Brief des Deutschen Caritasverband 


Wir begrüßen es, wenn sich unsere Leser, angesprochene Personen oder 
kritisierte Institutionen mit unseren Artikeln auseinandersetzen. 
Wir verlangen aber, daß unser Artikel gründlich gelesen worden ist, 
bevor er kritisiert wird!Diesem Anliegen wird der Caritas-Brief 
nicht gerecht. Deshalb weisen wir die Vorwürfe zurück. 


Unsere Kritik begründet sich darauf, daß erfolgreich arbeitendes 
internationales Caritas-Personal aus den Flüchtlingslagern abge- 
zogen wird, obwohl es das Vertrauen der Flüchtlinge besitzt. Sie 
werden sogar gegen den Willen der Flüchtlinge und gegen ihren eige- 
nen Willen entlassen, obwohl sie längerfristig bleiben wollen. Er- 
setzt werden die internationalen Kräfte durch hondurenische Mitar- 
beiter des Caritasverbandes, deren Überlebenschancen proportional 
zu ihrer Angepasstheit an die Vorstellungen der Militärs wachsen. 
Setzen sie sich für die FTüchtlinge ein,werden sie nicht selten 
getötet, wie es der Caritasverband im Brief bestätigt. Nach ihnen 
kräht kein Hahn. Internationale Mitarbeiter können sich stärker 
für die salvadorenischen Flüchtlinge einsetzen, weil ihr Leben 
vergleichsweise weniger in Gefahr ist. Sie sind in der Weltpresse 
bekannt und ihr Tod würde entsprechende Öffentlichkeit schaffen. 
Internationale Mitarbeiter sind auf der anderen Seite das Auge der 
Öffentlichkeit, indem sie Übergriffe des Militärs der internation- 
alenPresse zugänglich machen. Die Militärs könnten sich ohne sie 
noch Schlimmeres heraus nehmen. Deswegen ist ihre Anwesenheit für 
die Flüchtlinge Tebenswichtig. 


Aus diesem Grunde wird die Auswechselung des alten internaticnalen 
Personals in unserem Artikel hart kritisiert. Wir haben auch 
richtig recherchiert, daß der Deutsche Caritasverband an dieser 
Politik maßgeblich beteiligt ist, denn er handelt mit dem Bischof 
der Diözese Santa Rosa de Copan Verträge über den Einsatz von Mit- 
arbeitern aus (siehe Caritas-Brief). Es wird aber nicht behauptet 
“das die tatsächlich bestehenden Probleme und die oft lebensbedro 
hende Unsicherheit der Flüchtlinge” — die letztendlich auf die 
Politik der Vereinigten Staaten zurückgeht — das Interesse des 
Caritasverbandes sind. 


Kritisiert wurde in unserem Artikel auch die Art und Weise, wie 
Entscheidungen getroffen werden. Unsere Kritik wird im Caritas-Brief 
bestätigt, dort heißt es: "Wir möchten Sie außerdem darauf hinweisen, 
daß der Deutsche Caritasverband mit der Diözese Santa Rosa de Copan 
übereingekommen ist ..." Kein Wort davon, daß die Flüchtlinge ein 
Mitspracherecht haben oder gleichberechtigt mitbestimmen können, für 
sie wird entschieden. 


MOL ee gm mn ee Dr en, 


Wir weisen den Deutschen Caritasverband daraufhin, daß 
"die positive Rolle der Kirche und insb. der Diözese Santa Rosa de 


Copan gegenüber den Flüchtlingen" in unserem Artikel ausdrücklich N A Deutscher Debanemen! nternatona en 
erwähnt wurde. Zitat: "Der Bischof von Santa Rosa hat viel für die MS C it band a a 
Flüchtlinge getan, er hat mehrmals Mitarbeiter aus den Händen der carıtas arıtasverban Postiach 420, D 7800 Freiburg Freiburgbreisgau 


Folterer befreit. Er hat den Regierungsplänen zur Verlagerung wider- 
sprochen"((LN 141, S.69). 


Kritisiert haben wir den Bischof von Santa Pasa, der nicht ver- 
stehen konnte, daß die Flüchtlinge im Falle von Padre Gerardo es 
wagten, eine eigene Meinung zu haben und ihm in diesem Falle ener- 
gisch widersprachen. Mit allen ihren bescheidenen Mitteln haben sich 
die Flüchtlinge gegen die Entlassung von Padre Gerardo ausgesprochen. 
Vor dem BRD-Urlaub von Padre Gerardo — der Caritasverband wird wis- 
sen, daß es sich um den Dominikaner Gerhard Pöter,Warburg, BRD han- 
delt — traf der Bischof von Santa Rosa mit Padre Gerardo und den 
Flüchtlingen die Absprache, daß der Padre auch nach seinem Urlaub 
weiter in Mesa Grande arbeiten kann. Kurz nach seiner Rückkehr aus der 
der BRD wurde der Padre gegen den Willen der Flüchtlinge und vor 
allem gegen den Willen der Flüchtlingskinder entlassen. 


Lied der Flüchtlingskinder: Gerardo, sein Platz ist hier 


1. Wir Kinder in Mesa Grande beginnen ein Lied zu singen, 
daß man in der ganzen Welt höre, sie wollen uns Gerardo wegnehmen, 
3. Exellenz Monsignore Santos von Santa Rosa de Copan, 
“wir wollen dich fragen, warum du uns Gerardo wegnimmst? 
Wenn viele Kinder sterben, wer hat die Schuld daran? 
"Die die Absprachen verletzen" rufen wir dann. 
8. Viele von uns haben keine Eltern, wir bleiben Waisenkinder, 
unser Pfarrer tröstet uns, liebevoll und zärtlich. 
9. Wenn er von hier weggeht, wer wird uns behüten, 
unser Herz geht mit ihm, wohin er auch geht. 
10.Kinder, die ihr Eltern habt, hört diesen Schrei, 
klagt diese Ungerechtigkeit an, denn es geht um unser Leben. 


Die weitere Auseinandersetzung bitten wir den den Deutschen 
Caritasverband nicht mehr über unsere antiquierte Adresse zu 
führen. Die seit drei Jahren gültige neue Anschrift ist in jedem, 
auch dem kritisierten Heft abgedruckt. Im übrigen sind wir für 
regelmäßige detaillierte Informationen sehr dankbar. 


An die 
Lateinamerika Nachrichten 
Savignyplatz 5 


1000 Berlin 19 


05.11.1985 
Sa/Am 


Sehr geehrte Mitarbeiter der Lateinamerika Nachrichten, 


in den "Lateinamerika Nachrichten", Nr. 141 vom Oktober 1985 
lasen wir Ihren Artikel "Die Flüchtlingspolitik der Caritas. 


Wir begrüßen es, wenn Sie versuchen, die Deutsche Öffentlichkeit 

über die Entwicklungen in Mittelamerika und auch über die Hinter- 
gründe der Flüchtlingsproblematik in den einzelnen Ländern zu in- 
formieren. Wir denken allerdings, daß Ihr Artikel diesen Anliegen 
nicht gerecht wird. Er erscheint uns äußerst odberfläch- 

lich recherchiert und irreführend in seinen Aussagen. 


Wir können hier nicht auf die Einzelheiten eingehen, wir werden 
aber in dem Resum& des Artikels direkt angesprochen: "Hinter all 
diesen Vorgängen Steht das Interesse des Caritas Verbandes de 

BRD, eine friedliche Beziehung zu anderen Institutionen aufrecht- 
zuerhalten", Es Ist irreführend und geradezu nalv die tatsächlich 
bestehenden Probleme und die oft lebensbedrohende Unsicherhelt der 
Flüchtlinge auf ein nicht näher definlertes "Interesse" des Deut- 
schen Carltasverbandes zurückführen zu wollen. 


Es müßte auch Ihnen bekannt sein, daß ohne die positive Haltung 
der Kirche und insb. der Diözese Santa Rosa de Copan gegenüber den 
Flüchtlingen deren Betreuung in der gegenwärtigen Form gar- 

nicht denkbar wäre, Mehrere Mitarbeiter der Honduranischen Caritas 
wurden bei ihrem Einsatz für die Flüchtlinge getötet, andere 
mußten Ihre Arbeit aufgeben oder sind außer Landes gegangen. Der 
Einsatz der Internationalen Helfer im Flüchtlingsprogramm er- 
folgte auf Initiative der lokalen Caritas und könnte ohne deren 
Unterstützung nicht weitergeführt werden. 


Wir möchten Sie außerdem daraufhinwelsen, daß der Deutsche 
Caritasverband nit der Diözese Santa Rosa de Copan überein- 
gekommen ist, neue Internationale Mitarbeiter nur noch für einen 
längeren Zeitraum, nämlich für 2 Jahre zu verpflichten, Dies tun 


Spendenkonto Nr. 202 beim Postgiroamt Karlsruhe und bei allen Banken und Sparkassen. 


International Department Telefon: (07612001, 
Departement International Telex:772475dcvd, 


Departamento Internacional Telegramm (cable}: 


Deutscher Werthmannhaus 
Caritasverband barinnnnkorbu _ Frebugorisgau 


wir In erster Linie in der Absicht, die Arbeit der ausländischen 
Helfer weiter zu systematisieren und längerfristig zu sichern. 
Zusammen mit anderen europäischen Caritasverbänden sichern wir z. 
Zt. im Rahmen dieses Übereinkommens mit der Diözese die Anwesen- 
heit von insg. 12 internationalen Mitarbeitern in den Flüchtlings- 


lagern. 


Sollten Sie an detaillierteren Informationen interessiert sein, 
würden wir Sie bei Gelegenheit gerne zu einem persönlichen 
Gespräch einladen. 


Mit freundlichen Grüßen 


(bin, 


H, n Salm 


Zeichnung eines FTüchtTingskindes 
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REZENSIONEN 


Rudolf H. Strahm: Warum sie so arm sind 
Peter Hammer Verlag, Wuppertal 1985 


Dieses 1985 im Peter Hammer Verlag erschienene Buch 
stellt die konsequente Weiterentwicklung des bereits 

in mehreren Auflagen herausgebrachten Bandes 'Überent- 
wicklung - Unterentwicklung' des gleichen Autors dar. 
Wie in seinem Vorläufer versucht Strahm von neuem, an- 
hand grundlegender Daten der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen die sich verschlechternden Bedingungen für 
die Länder der 'Dritten Welt‘ auf dem Weltmarkt heraus- 
zuarbeiten. Dabei bedient sich der Schweizer Publizist 
seiner bewährten Methode der Gegenüberstellung allge- 
mein verständlicher Graphiken und Schaubilder mit mehr 
oder weniger kurzen Texten, die sich auf das Wesentliche 
beschränken. 


Die Behandlung der Nord-Süd-Beziehungen ist in verschie- 
dene Problembereiche unterteilt. Nach den Grunddaten zur 
Entwicklung der Unterentwicklung werden nacheinander 
Weltwährungsfragen, Ökologie, Verschuldungsprobleme, 
Welthandelsprobleme, Industrialisierung, Entwicklungs- 
zusammenarbeit, Weltrüstung und mögliche Alternativen 

in eigenständigen Kapiteln abgehandelt. Die Bereiche 
Ökologie, Weltrüstung und Verschuldungsprobleme wurden 
dabei gegenüber den vorhergehenden Versionen der Publi- 
kation neu aufgenommen. Jedem einzelnen Kapitel ist eine 
kurze Zusammenfassung mit den Grundgedanken vorange- 
stellt. 


Die somit nun vorliegende Sammlung von Schaubildern und 
kurzen und prägnanten Texten stellt in ihrer Einzigartig- 
keit ein 'Muß' für jeden entwicklungspolitisch interes- 
sierten Zeitgenossen dar und wird zweifellos zur festen 
Arbeitsgrundlage in Schule und Hochschule, Vereinigungen 
und Verbänden sowie im breiten Spektrum der entwicklungs- 
politischen Öffentlichkeitsarbeit werden. 


Flüchtlinge in Mittelamerika 


In Mittelamerika versuchen zehntausende von Flüchtlingen dem Ver- 
derben zu entkommen, das im Namen der Freiheit geschieht. Die 
Flüchtlingshilfe hat zu diesem traurigen Thema eine 68 seitige 
Broschüre (Din A 4) herausgegeben. Die Situation der Flüchtlinge in 
Guatemala, EI Salvador und Honduras wird eindrücklich dargestellt. 
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Kurze Übersichten und Länderbericht& erleichtern den Einstieg und 
stellen die Flüchtlingsproblematik in einen Gesamtzusammenhang, 


Bezug: Flüchtlingshilfe Mittelamerika e.V. 
Universitätsstraße 19, 4300 Essen I 


Honduras. State for sale. 


Im November 1985 wurde vom Latin America Bureau in London 
eine Neuerscheinung zum Thema Honduras vorgestellt. Der Titel 
liegt bisher nur in englischer Sprache vor. 

Die Autoren Richard Lapper und James Painter haben es ge- 
schafft, auf 131 Seiten eine erstaunliche Menge Daten und Hin- 
tergrundinformationen leicht verständlich aufzubereiten. Hon- 
duras steht im Ruf, eine Republik des Pentagon zu sein. Wie 
es dazu kam, warum die Bevölkerung dieses Landes dem Ex- 
pansionismus des US-Kapitals um die Jahrhundertwende nichts 
entgegensetzen konnten, wird verständlich, wenn im Buch die 
historischen Wurzeln des aktuellen Konflikts in Zentralamerika 
offengelegt werden. Das wird hier speziell am Beispiel Hondu- 
ras geleistet. Sich mit diesem in der Solidaritätsbewegung zu 
unrecht unterbelichtetem Land näher zu befassen, ermöglicht 
diese Recherche sicherlich, in dem erfrischend knappem histo- 
rischen Rückblick ebenso wie in der übersichtlichen Darstel- 
lung der derzeitigen Situation. Die verwirrend vielen politi- 
schen Organisationen werden beschrieben, ihre Fraktionierun- 
gen und Spaltungen sorgfältig aufgedröselt. Insofern dient 
die Arbeit auch als kleines Nachschlagewerk. Die bequeme 
Handhabbarkeit des Buches wird vor allem dadurch erreicht, 
daß die in den Text eingearbeiteten Dokumente durch Schau- 
kästen hervorgehoben sind. Diese Dokumente dienen als Belege 
für die Analysen der Autoren, sind aber auch für sich genom- 
men spannend zu lesen. Insgesamt beschränkt sich der Inhalt 
aber nicht auf nüchterne sozioökonomische Analysen. Die kon- 
kreten Lebensbedingungen in diesem nach Haiti ärmsten Land 
des Kontinents werden beschrieben. Ergänzt werden diese Ein- 
blicke durch die in der BRD bisher nicht veröffentlichten Fo- 
tos. Muterbeispiele bester :Traditionen der Arbeiterfotografie 
sind die Bilder des Joe Fish, entlarvend die Aufnahmen von 
Jenny Mathews. 

Die eher pessimistische Einschätzung in Bezug auf die Fähig- 
keit der Hondurener eine kraftvolle, vereinte Linke zustande 
zu bringen, die in der Lage wäre, diesem Heerlager unter 
US-Oberbefehl eine glaubwürdige Alternative gegenüberzustellen, 
muß nicht geteilt werden. Schade ist auch, daß die Wahlen 
im November '85 nicht abgewartet wurden. e 

Auf dem Cover des Buches entpuppt sich eine verkaufte Banane 
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als US-Söldner. Von der Bananen-Enklave zum Objekt der US- 
Militärstrategie hat sich das Land gewandelt. Warum ist es 
in diesem von ‚Korruption, Militarismus und Massenarmut gebeu- 
telten Land bisher nicht zu den aus den Nachbarländern be- 


kannten sozialen Kämpfen gekommen, und könnte sich das in 
absehbarer Zeit verändern? 


Lapper, Richard/Painter, James: HONDURAS, State f S 
ISBN 0-906156-23-8 Du 7: 


Latin America Bureau, 1 Amwell Street, London EC1R1UL 
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Befreiungstheologie im Gespräch 


Peter Eicher (Hrsg), Theologie der Befreiung im Gespräch. Leonar- 
do Boff, P. Eicher, Horst Goldstein, Gustavo Gutierrez, Josef 
Sayer, 128 Seiten, Kösel Verlag, München, 1985. 


Die Erfahrungen von Josef Sayer mit der Kirche der Armen ist ein 
außergewöhnlich spannendes Kapitel, das den Weg und die Probleme 
von der traditicnellen Pastoral zur Pastoral der Befreiung schil- 
dert. Ausgehend von der konkreten Realität in den Indio-Gemeinden 
bei Maras (Cuzco/Peru), die durch eine äußerst prekäre Ernährungs- 
lage, Mangel an Arbeitsmöglichkeiten, Abwanderung in Elendsvier- 
tel, periodisch auftretende Dürrejahre und hohe Kindersterblich- 
keit gekennzeichnet ist, konfrontiert. Sayer den Leser mit allen 
Schwierigkeiten, die auf einen Priester des Volkes warten. "Das 
staatliche Gesundheitswesen Spottet jeder Beschreibung", schreibt 
er und selbst das Trinkwasser ist in seinen Gemeinden meist ver- 
unreinigt. Für das Selbstwertgefühl der Indios (95% der Einwohner) 
ist die kulturelle Geringschätzung durch die Mischlinge spanischer 
Herkunft (5%} besonders schwerwiegend. 


Sayer geht dann über zur traditionellen Pastoral, schildert die 
vielen Privatmessen im Fünf-Minuten-Takt, die nicht gemeinschafts- 
stiftend sind, sondern Vereinzelung und Aufsplitterung dienen und 
den ökonomischen Interessen des Pfarrers, denn jede Messe wird 
bezahlt. Die Bewußtseinslage ist katastrophal, weder der Geburts- 
zeitpunkt Jesu - man meinte vor 100 Jahren - noch Begriffe wie 
das Alte und Neue Testament waren bekannt. Die Geschichtslosigkeit 
und das völlige Fehlen einer heilsgeschichtlichen Perspektive 
machen pastorale Arbeit schwer. Hier wird deutlich, daß der Ver- 
dacht der marxistischen Indoktrination aus der Luft gegriffen ist. 


Aufschlußreich sind auch die Interviews mit Boff und Gutierrez. 
Im Gespräch von Goldstein mit Boff geht es um Fragen, die für das 
Verstehen der Befreiungstheologie von Bedeutung sind, Marxismus- 
verdacht, Sakramente, die Rolle der Armen u.a. 


Im Gespräch von Sayer mit Gustavo Gutierrez unterstreicht dieser 
noch einmal die entscheidenden Punkte der Befreiungstheologie und 
erläutert in Kürze deren historische Motive. Die Wichtigkeit der 
Spiritualität und der Pastoral der Befreiung werden deutlich, 
Dieses Gespräch ist mehr ein Dialog als ein bloßes Interview, 


Gerade die Gesprächsform dieser Beiträge akzentuiert vieles deut- 
licher, als eine hochwissenschaftliche Publikation und erleichtert 
das Verständnis. Außerdem enthält das Buch noch zwei kürzere Bei- 
träge des Herausgebers, der auf die Leitlinien des Konflikts um 
die Theologie der Befreiung eingeht. 


Be EZ ee u ee ar 
Eingegangene Bücher 


Hilliam Clark: Das Mexiko-Syndron. Der Nord-Süd-Konflikt 1987. Weismann Verlag, 
München, 1985 


Manfred Wöhlcke: Ein dritter Weg für die Dritte Welt? NOHOS, Baden-Baden, 1985 


Dieter Danckwort: Institutionenverzeichnis für internationale Zusammenarbeit. 
NOMOS, Baden-Baden, 1985 


Mario Benedetti: Literatur und Revolution. Essays. Lateinamerika. Rotpunktverlag, 
Zürich, 1985 


Robert F. Lamberg: Nicaragua. Von Somoza zu Ortega. Der hürdenreiche Aufbau einer 
tropischen "Volksrepublik". Verlag Neue Züricher Zeitung, Zürich, 1985 


Richard Lapper, James Painter: Honduras. State for Sale. Latin America Bureau, 
London, 1985 


Rainer Falk: Die heimliche Kolonialmacht. Bundesrepublik und Dritte Welt. Pahl- 
Rugenstein, Köln, 1985 


Jochen Hippler: Honig. Von Menschen und Bienen. edition dia, St.Gallen/Wuppertal, 
1985 


Edgar Ricardo von Büttner: Baianas. Priesterinnen der Straße. edition dia, St.Gal- 
len/Wuppertal, 1985 


Moema Parente Angel: Brasilianisch Kochen. edition dia, St.Gallen/Wuppertal, 1985 


Straßenkinder in Nicaragua. Gesellschaft für entwicklungspolitische Bildung, Frei- 
burg, 1985 


Unctad: Unctad Statistical Pocket Book. United Nations Publications, New York, 1984 


Flüchtlinge in Mittelamerika. Guatemala, El Salvador, Honduras. Flüchtlingshilfe 
Mittelamerika e.V., Universitätsstr, 19, 4300 Essen 1, 1985 


Helga Ballauf: Wir alle sind Nicaragua. ISP--Verlag, Frankfurt, 1985 


Zeitschriftenschau 


INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 6, Sept./Okt. 85 

Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Notstand in Südafrika: Eine Chronik der Ereignisse seit Herbst 1984, 
als der Widerstands- und Befreiungskampf in Südafrika in eine neue Phase getreten 
ist, ein Vergleich der Notstandsverordnungen von 1960 und heute sowie ein Über- 
blick über die Repression, Weitere Artikel: Inkatha immer gewalttätiger / Sanktio- 
nen gegen Südafrika / Schöne Worte / Hubschrauber für Südafrikas Polizei / Die 
Sanktionsdebatte in 8onn. 


INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 7, November 85 

. Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Krise am Kap: Steht Südafrika vor der politischen Entscheidung und 
ist seine Wirtschaft am Ende? / Welche Taktik verfolgt der ANC bei seinen Gesprä- 
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chen nit Wirtschaft und Liberalen? / Weiße geraten zunehmend über die Frage der 
Wehrpflicht in Gewissensnot. Die Aktualität der Wehrdienstverweigerung in Südafri- 
ka, ein Interview und Statement eines Wehrpflichtigen. 

Außerdem: Namibia: Entwicklungshilfe vor der Unabhängigkeit? / Angola: Die MPLA 
in der Offensive / Zimbabwe: Das Resettlement-Programm - Ergebnisse und Tendenzen 


nach 5 Jahren 


AIB Nr. 12/1985 Liebigstr. 46, 3550 Marburg 
Inmer deutlicher wird die Existenz einer Internationale der Contras, die sich 
der gemeinsamen Unterstützung der US-Regierung und privater Organisationenerfreut. 
Berichte vom Kongreß der Antikommunistischen Weltliga in Dallas und vom Söldner- 
treffen der Zeitschrift Soldier of Fortune in Las Vegas. Konkrete Beispiele zum 
Kampf gegen die Contras bieten ein Artikel und ein Interview zu Afghanistan und 
ein Gespräch mit dem nicaraguanischen Innenminister T. Borge. Außerdemu.a. Artikel 
zu El Salvador, Chile, Südafrika, Tansania, Vietnam, Türkei, Weltraumrüstung. 


Frieden und Abrüstung, Sonderheft Mittelamerika 
IFIAS, Postfach 2280, 5300 Bonn 1 


Auf in den Kanpf!: Tatsachen über die Rolle der US-Militärhilfe in Mittelanerika / 
Contadora-Akte: Für Frieden und Zusammenarbeit in Mittelamerika / Den Kurs ändern: 
Vorschlag des 'anderen! Amerika für Frieden in Kittelamerika / Erklärung zu Nica- 
ragua: Ronald Reagan zur Politik der USA / Das CIA-Nandbuch für die Contras in 
Nicaragua 


links, Dezember 85 Postfach 591, 6050 Offenbach 4 
War das Nicaragua-Hearing der CDU wirklich nur eine Lügenveranstaltung? Ein Arti- 
kel der "links! interpretiert das Hearing als Teil einer christdemokratischen 
Strategie in Lateinamerika und der EDU-Politik Für die nächste Bundestagswahlen. 
epd-Entwicklungspolitik Nr. 22/85 

Friedrichstr. 2, 6000 Frankfurt 1 
Einblick in die Kommunikationsarbeit der christlichen Kirchen in derDritten Welt / 
Volksradio in Peru / Mulherio - eine brasilianische Frauenzeitung / Alternativer 
Journalismus / Neue Internationale Informationsordnung - ein erledigtes Thema? / 
epd-Entwicklungspolitik Nr. 23/24/85 

Friedrichstr. 2, 6000 Frankfurt 1 
"Sie Kirchen können auf kritische Voten nicht verzichten" (Interview mit AGKED- 
Vorsitzendem Linnenbrink) / Entnicklungspolitisches Lobbying in der Schweiz / 
Portrait des neuen Staatspräsidenten von Tanzania / Atomkraft am Nil 


Termine 


MIT STARREM BLICK AUF’S ZELLULOID 
DER FILM IN DER ENTWICKLUNGSPOLITISCHEN ARBEIT 


Seminar des Bundeskongress entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen am 31. 1. - 2. 2. 1986 in Düsseldorf 


Ausführliche Information und Anmeldung bei: 
BUKO, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, Tel.: 040/39 31 56 


79 
LATEINAMERIKA - WOCHE IN NÜRNBERG (17, - 25, 1. 1986) 


Demokratisierung in Lateinamerika? 


Fr., 17.1., 19.30: "Guatemala - Unterdrückung und Wider- 
stand" Ref.: Julia Esquivel 

Sa., 18.1., 14 - 18: Seminar: "Guatemala" Ref.: J. Esquivel 

Sa., 18.1., 14 - 19, "Die Verschuldungskrise in Lateiname- 


So., 19.1., 10: - 15: rika", Seminar, Ref.: A. Schubert (FU- 
Berlin); Frauentormauer 42, Zi. 302 


Sa., 18.1., 19.30: 
So., 19.1., 15.30: 
So., 19.1., 18.00: 


Kulturveranstaltung 
Film: "Sefor Turista" (kleiner Saal) 


Lateinamerika-Gottesdienst mit Julia 
Esquivel und "Taller Kallpa" 


Mo., 20.1., 19.30: "Demokratisierung in Südamerika?" 
Ref,: U. Müller-Plantenberg, Berlin 

Di., 21.1., 19.30: "CONTADORA - Friedensplan für Mittel- 
amerika?" Ref.: LAK 

Mi., 22.1., 16.30-19:  Literaturcafe - Lesung von Eduardo 
Solar (Foyer) 

Mi., 22.1., 19.30: "Kuba - 26 Jahre danach" Ref.: Willi 
Huismann 


Do., 23.1., 16.30-19: Literaturcafe mit Lesung lateinameri- 
kanischer Literatur, (Foyer) 


Do., 23.1., 19.30: "Frauen und Bevölkerungspolitik in 
Lateinamerika" Ref.: Eva Engelhardt 
(Berlin) 

Fr., 24.1., 14 - 18: Medienmesse und Markt der Solidarität 

Fr., 24.1., 19.30: "Befreiungskrieg in El Salvador - und 
wir?" Ref.: Bernd Päschke 

Sa., 25.1., 20.00: "Carnaval Latinoamericano" mit der 


Salsagruppe CANDELA 


KR Ze Zu Zu 7 


Alle Veranstaltungen finden, soweit nicht anders angegeben, im 
Studentenhaus Heilig - Geist, Hans-Sachs-Platz 2, 
8500 Nürnberg statt. 


Weitere Informationen bei: 
Lateinamerika-Konitee Nürnberg c/o Albert Sterr, Obere Turnstr. I, 8500 Nürnberg 80 
Tel.: 0911 / 26 28 90 
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SATENIALMAPPE XVILAS - EI SEITEN 
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Indianer Ecuadors wehren sich 
gegen ein gigantisches Ölpal- 
menprojekt, an dem unter an- 
derem auch die DEG (Deutsche 
Entwicklungsgesellschaft) be- 
teiligt ist. 

Ein dringender Aufruf an uns, 
die Indianer beim Schutz ih- 
res Lebensraumes zu unterstüt- 
zen. j 

Weitere Informationen in der 
Broschüre "Ölpalmenplantagen" 
2. erw. Aufl., Okt. 85, 64 8, 


Kistlerstr. 1 
8000 München 90 


EL PARCIAL 


GUATEMALA; 

Tierra arrasada yaper 
tura politica>, fases 
Complementarias de 
la contrainsurgencia 


EL PARCIAL - Heft 17 (Dezember 1985) 


Das Heft umfaßt 142 Seiten, davon 122 Presse- 
dokumentation. Die Texte sind ganz überwie- 
gend auf Spanisch, wobei vor allem Publikati- 
onen aus Guatemala und Mexiko berücksichtigt 
wurden; daneben wurden auch Quellen in deut- 
scher und englischer Sprache aufgenommen. 
Inhaltliche Gliederung: Die fortgeschrittene 
Phase der Counterinsurgency-Strategie: Zivil- 
patrouillen, Modelldörfer, Entwicklungspole/ 
Das Projekt zur strukturellen Umwandlung des 
Hochlands: der Reiz von Broccoli und Himbee- 
renie "Coordinadoras Interinstitucionales": 
Instrument zur Verewigung der Militärherr- 
schaft/Die Mode misierung der Armee/Hil fe 
der USA, Israels und der BRD für das Regime, 
Eine vermeintliche "politische Öffnung” mit 
ehristdemokratischer und sozialdemokrati- 
scher Unterstützung/Der IWF befiehlt, das Re 
gime ordnet an, das Volk zahlt die Rechnung/ 
Fortbestand und Aktivitäten kämpferischer Ge- 
werkschaften/Der Volksprotest gegen Preiser- 
höhungen im öffentlichen Nahverkehr/Erbolung 
und Fortschritte der politisch-militärischen 
Organisationen. - Im Anhang: Kommentar zur 
Unterstützung des Militärregimes durch die 
guatemaltekische und bundesdeutsche Sozial- 
demokratie. 


[Das Heft ist zu beziehen über Doris Hermes, 
ielortallee 4, 2000 Hamburg 13, gegen Über- 
eisung von 11,0o DM an: "EI Parcial", Doris 
Hermes, Konto-Nr. 636 47-205, PSchA Ham- 
burg. 

UNA DOCUMENTACION DE FRENSA 


Diciembre de 1985 17 


EP 1) 


EP 3) 


EP 4) 


EP 5) 


EP 6) 
EP: 7) 
EP 8) 
EP 9/10) 


Eine Schriftenreihe der 
LATEINAMERIKA - DOKUMEN- 
TATIONSSTELLE FB 6 
Gesamthochschule Kassel 


David Werner: Das Dorfgesundheitsprogramm: Gemein- 


schaftsfördernd oder -unterdrückend? 
1982 38 S. DM 4,— 


Clarita Müller-Plantenberg: Strategien gegenüber der 


Armut in Lateinamerika 
1982 34 S. DM 4,- 


Barbara Scharnke: Basisinitiativen und offizielle Pla- 
nung zur Gesundheitsversorgung der Armen in den 
Städten 1982 66 S. DM 5,50 


Osvaldo Bayer, Andre Gunder Frank, Edelberto Torres 


Rivas u.a.: Der Malvinen-Konflikt 
1982 29 5, DM 4,-- 


Norbert Adrian: Die Beziehungen zwischen Bewegungen 


und Parteien in Lateinamerika 
1982 16 S. BM ’2,== 


Carlos Echeverria u.a.: Beispiele von Gesundheitsarbeit 


in Peru, Brasilien und Nicaragua 
1982 45 Ss. DM 4, 


Lateinamerikanische Konferenz über Transnationale Kon- 
zerne: Die Transnationalisierung und die Aufgaben der 
Kirchen 1983 53 S. DM 5,50 


Perspektiven einer sozioökonomischen Entwicklung Ko- 


lumbiens. Regionale Analyse und Aktion 
1983 778. DM 5,50 


Dieter Gawora: Lateinamerika hier: Zur Entwicklung 
der internationalen Solidaritätsarbeit in der Bundes- 
republik 1984 141 S. DM 9,-- 


EP 11) "Entwicklungs"strategie und Integrationsmord in Bra- 
silien. Paulo Süss: Regionale Analyse und Aktion; Ul- 
rich Hampicke: Der Wert der tropischen Wälder 

1984 61 Ss. DM 5,50 


EP 12) Den Haag-Resolution: Eine alternative Politik für Zen- 
tralamerika und die Karibik. Resümee und Schlußfolge- 
rungen eines vom ISS (Institute of Social Studies) in 
Den Haag organisierten work-shops im Juni 1983 

1984 705. DM 7,50 


EP 13) Sabine Nitz: Die kollektive Gesundheitssicherung bei 
den Campa im peruanischen Amazonasgebiet 
1984 85 S. DM 5,50 


EP 14) George Irvin: Nicaragua: Die Errichtung des Staates 
als Akkumulationszentrum 
1984 30 S. DM 4,— 


EP 15/16) Wolfgang Gabbert: Die Atlantikküste Nicaraguas - feh- 
lende nationalstaatliche Integration, Erbe von Kolo- 
nialismus und Bereicherungsdiktatur 

1985 180 S. DM 11,-- 


EP 17) Clarita Müller-Plantenberg: Eigene Identität und ge- 
meinsames Projekt - Zur Interessenvertretung gegen 
Wirtschaftspolitik, gesellschaftliche Atomisierung und 
Repression in brasilien und Chile j 

1985 30 Ss. DM 3,—— 


EP 18) Thomas Mayr: Unterdrückung und indianischer Wider- 
stand in Columbien. Das Beispiel des CRIC (Regionaler 
Indianerrat des Gauca) 

1985 135 Ss. DM 9,— 


Demnächst erscheint: 


EP 19) Jaime Wheelock Roman: Durch die Revolution zur natio- 
nalen Unabhängigkeit Nicaraguas: Die engagiert käm- 
pferische Universität 


SONDERDRUCK: i 
Klaus Schimpf/Clarita Müller-Plantenberg (Hrsg.): 
Christen und Revolution. Die Beziehung zwischen Staat 
und Kirche in den sozialistischen Ländern Afrikas und 
Lateinamerikas 
1983 260 S. DM 11,-- 
Bestellungen an LATEINAMERIKA NACHRICHTEN - Vertrieb 
Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
Die Lieferung erfolgt auf Rechnung und Gefahr des Bestellers. Gerichtsstand und Er- 
füllungsort ist Berlin(West). Bei Bestellungen mit einem Bestellwert unter DM 10,- 
werden zusätzlich die anfallenden Portokosten berechnat. 


